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Kohlenſozialiſierung. 


In den erſten Tagen des Dezember tritt in Effen die erweiterte Verſtändigungs⸗ 
kommiſſion über die Sozialiſterung der Kohle zufammen. Sie beſtand urſprünglich aus 
den Bergwerksunternehmern Stinnes, Vögler und Dr. Silverberg, den Bergarbeitern 
Steiger Werner, Wagener und Imbuſch, und dem Bürgermeiſter Dr. Berthold als Unpar- 


teiiſchem. Sie war von einem 


Ausſchuß des Reichswirtſchaftsrates gewählt worden, 


der zuſammen mit einem Ausſchuß des Reichskohlenrates in Berlin getagt hatte. Die 
Siebenerkommiſſion legte als Ergebnis ihrer Arbeiten dem Ausſchuß einen Mehrheits⸗ 
bericht vor, dem ſich außer den Anternehmern mit gewiſſen Vorbehalten auch die Arbeiter- 
vertreter Wagener und Imbuſch angeſchloſſen hatten. Dagegen gab der Steiger Werner 
als Minderheitsbericht ein Sondervotum ab. Dieſe Berichte kamen am 10. November 
im Sonderausſchuß des Reichswirtſchaftsrates für die Kohlenſozialiſierung zur ausführlichen 
Beratung. Ihr Ergebnis war, daß die Angelegenheit noch einmal an die Verftändigungs- 
kommiſſion zurückverwieſen und dieſe Kommiſſion durch die Zuwahl von weiteren ſieben 
Mitgliedern erweitert wurde. Als neue Mitglieder wurden gewählt: Dr. Walter Rathenau, 
Generaldirektor Cuno (Hapag), Direktor Hans Kraemer, Georg Bernhard, Bergrat Kleine, 
Bergarbeiter Löffler und Gewerkſchaftsſekretär Paul Müller. — Nachſtehend gebe ich nach 
dem ſtenographiſchen Protokoll den Wortlaut meiner eigenen Ausführungen während 
der Verhandlungen in der Kommiſſion des Reichswirtſchaftsrates wieder und füge als 
Material die Voten der Mehrheit und der Minderheit der Verſtändigungskommiſſion bei. 


E Reden zur Sozialiſierung. 

Meine Herren! Ich glaube, daß wir uns 
alle in Uebereinſtimmung befinden mit dem 
Geiſte, der ſich in der Einleitung der beiden Erklärun⸗ 
gen ausſpricht. Wenn der Inhalt in beiden Fällen 
dem entſpräche, was in der Vorrede angekündigt wird, 
fo könnten wir uns reſtlos damit einverſtanden er⸗ 
klären. Von Gemeinwirtſchaft und Sozialiſierung iſt 
in beiden Einleitungen außerordentlich ſtark die 
Rede. Je mehr man fih dem Schluſſe nähert, deſto 
weniger iſt in der einen Einleitung von Gemein- 
wirtſchaft, in der anderen Einleitung von dem⸗ 
jenigen Teile der Sozialiſierung die Rede, der ja auch 
darin enthalten ſein muß, nämlich von einer ver⸗ 
ſtändigen Oekonomiſierung. In dem einen Falle fehlt 
die Gemeinwirtſchaft, im andern die Vorausſetzung 
für jede produktive Gemeinwirtſchaft, nämlich die 
Sicherung der Steigerung der Produktivität. 

Es liegt mir vollkommen fern, etwa einer 
der beiden Parteien nur im geringſten den guten 
Glauben oder den guten Willen zu beſtreiten. Ich ſetze 
als ſelbſtverſtändlich voraus, daß jeder Teil auch das 
hat erfüllen wollen, was er in der Einleitung ſe in er 
Erklärung ſagt. Aber gerade wenn man den guten 
Willen vorausſetzt, dann zeigt ſich, wie außerordent⸗ 


lich verſchieden die geiſtige Einſtellung auf das 
Problem iſt, das wir Sozialiſierung nennen. 

In der Wehrheitserklärung ift als Sozialiſie⸗ 
rung bezeichnet worden: „Die Sicherſtellung, daß 
alle Produktionsmittel im höchſten geſamtwirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſe der Volksgeſamtheit ſo vollſtändig und 
ſo rationell wie möglich ausgenutzt werden, unter 
gleichberechtigter, vollwertiger Mitbeteiligung und 
dementſprechend Mitbeſtimmung und Witverantwor⸗ 
tung aller an der Produktion Beteiligten.“ Ich glaube, 
das iſt eine Definierung des Begriffs der Sozial i⸗ 
ſierung, der wir uns mit dem Vorbehalt, daß man 
manches etwas anders ausgedrückt haben möchte, 
durchaus anſchließen können. Vor allen Dingen 
iſt darin ſehr richtig geſagt worden, daß zwei Elemente 
in jeder Sozialiſierung enthalten ſein müſſen: ein⸗ 
mal das ſoziale Moment der paritätiſchen Gemein⸗ 
wirtſchaft, und dann die Sicherſtellung der Tatſache, 
daß auch die höchſte geſellſchaftliche Produktivität 
durch die gewählte Art der Sozialiſierung erreicht 
wird. Darüber beſteht wohl kein Zweifel unter uns, 
daß Sozialiſierung nicht etwa bloß eine möglichſt 
günſtige Verteilung des finanziellen Ertrages, des 
Gewinnes an der Arbeit iſt, ſondern daß noch viel 
wichtiger iſt die Nutzbarmachung der Güterproduftion 
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in geſellſchaftlichem Intereſſe, ihre Steigerung und 
Verteilung. 

Was die Oekonomiſierung anbetrifft, ſo war 
das, was insbeſondere die Herren Dr. Silverberg 
und Vögler in der letzten Sitzung ausgeführt haben, 
ganz ausgezeichnet. Ich meine, daß es namentlich 
durchaus richtig ijt, ſowohl was die Kapital erſparnis 
durch rationelle Wirtſchaft, als auch was die Ver⸗ 
feinerung, die Verkettung der verſchiedenen Arbeits⸗ 
ſtadien angeht. Was Sie nun aber wollen, iſt, 
daß der Kampf gegen die ſtarke Konzernbildung, 
gegen die Vertruſtung nicht nur erſchwert wird — 
was ich verſtehen würde, weil dieſer Kampf zum 
großen Teil von Unverſtand diktiert geweſen iſt —, 
iondern daß die privatkapitaliſtiſche Konzernbildung 
gewiſſermaßen geſetzlich als die Regel aller wirt- 
ſchaftlichen Entwicklung feſtgelegt wird und gleich⸗ 
zeitig erklärt wird, daß nur derjenige auch exiſtenz⸗ 
berechtigt ift, der entweder einer ſolchen Konzern⸗ 
bildung bereits angehört, oder der vor den Bildnern 
eines ſolchen Konzerns in Zukunft noch Gnade findet. 
Das wäre ein unmöglicher Zuſtand. Es würde ein⸗ 
fach bedeuten, daß die geſamte verbrauchende Induſtrie, 
die geſamte weiterverarbeitende Induſtrie, ſoweit ſie 
nicht jetzt bereits zu einem Konzern gehört oder in 
Zukunft in Beziehung zu einem Konzern tritt, von 
der Willkür der paar Leute, die an der Spitze des 
Konzerns ſtehen, abhängig gemacht würden. (Zuruf.) 
— Ich verſtehe nicht, Herr Generaldirektor Vögler, 
wie Sie das leugnen können. Ich werde Ihnen nach⸗ 
her auseinanderſetzen, daß ich Ihnen ebenſo wie 
Herrn Stinnes und Herrn Silverberg ſehr gern die 
Verantwortung anvertrauen würde, wenn Sie ſie 
für die Geſamtheit übernehmen wollten. Aber irgend⸗ 
einen Menſchen für ſo gerecht, in rein techniſchen 
Dingen für ſo unfehlbar anzuſehen, daß ich ſeine 
eigenen privatwirtſchaftlichen Intereſſen als Leit- 
ſtern für die allgemeinen und gemeinwirtſchaft⸗ 
lichen Notwendigkeiten anerkennen könnte, das ver⸗ 
mag ich nicht. Sie müſſen zunächſt den Beweis 
erbringen. daß hinter den Oekonomiſierungsgrund⸗ 
ſätzen, die Sie in ihrer Denkſchrift ausſprechen, 
irgendeine Gemeinwirtſchaft ſteht. 

Bleiben wir doch einmal dabei: Als Norm be⸗ 
ſteht ein Konzern, aufgebaut auf der Kohlenge⸗ 
meinſchaft, dem Sie weitere Verarbeitungsinduſtrien 
der Eiſenbranche oder ſonſtige Verfeinerungsin⸗ 
duſtrien, etwa ein Elektrizitätsunternehmen oder 
irgendeine Dampfkeſſelmaſchinenfabrik angegliedert 
haben. Es iſt für mich gar kein Zweifel, daß 
fih daraus eine große Reihe von wichtigen Vor⸗ 
teilen ſowohl kapitaliſtiſcher Natur, als in bezug auf 
die Konkurrenzfähigkeit der angeſchloſſenen Fertig⸗ 
induſtrie ergeben. Sie erreichen dadurch einmal, 
daß die Geſellſchaften weniger Kapital benötigen, 
weil ſie weniger auf Lager zu arbeiten brauchen, 
ferner daß ſie billiger herſtellen und das Inland 
billiger verſorgen können, und drittens, daß ſie im 
Auslande erheblich konkurrenzfähiger ſind als bisher. 
Das letzte der drei Argumente bedeutet zwar gewiß 
Vorteile für die deutſche Ausfuhr im allgemeinen, 


zu allererſt aber bedeuten alle drei Argumente zu⸗ 
nächſt doch eine ſtärkere Konkurrenzfähigkeit einer 
einzelnen Unternehmung, alſo auch eine ſtärkere 
Gegnerſchaft dieſer Unternehmung gegenüber nicht 
angeſchloſſenen anderen. Alle anderen Unternehmun⸗ 
gen, die draußen ſtehen, find ungünſtiger geſtellt. 
Nun wird immer geſagt: jede Unternehmung kann 
ſich ja einen ſolchen Anſchluß ſichern. Gewiß. Aber 
darf ich fragen: Wer entſcheidet darüber, ob die Ge⸗ 
ſellſchaft, etwa irgendeine Apparatefabrik Anſchluß 
findet oder nicht? Vielleicht iſt dieſe Geſellſchaft ſehr 
untüchtig geleitet, vielleicht iſt ſie überkapitaliſiert 
und aus dieſen Gründen finanztechniſch durchaus kein 
günſtiges Angliederungsobjekt; aber es kann doch 
trotzdem eine Unternehmung fein, deren Produktions- 
kapazität ſo groß iſt, daß die Herſtellung eines Teiles 
wichtiger Waren gerade in dieſer Fabrik geſellſchaft⸗ 
lich und volkswirtſchaftlich von höchſter Bedeutung 
ſein könnte. Wer entſcheidet über diefe Frage? — 
Es iſt auch nicht richtig, wenn geſagt wird, es ſei an 
ſich ein volkswirtſchaftlicher Nutzen, wenn etwa der 
Elektrizitätskonzern A boſonders billig exportieren 
kann. Vielleicht könnte unter gleich günſtigen Be⸗ 
dingungen ein anderer Konzern ſehr viel billiger 
exportieren. Er hat nur noch nicht den Anſchluß 
gefunden oder er findet ihn nicht. Weshalb müfjen 
dann in beſtimmten Abteilungen des Konzerns B 
die Arbeiter feiern, während in denſelben Abtei⸗ 
lungen des Konzerns A die Arbeiter voll beſchäftigt 
ſind, bloß weil ſie einem ganz beſtimmten Konzern 
angehören? Daß hier gemeinwirtſchaftliche Grund⸗ 
ſätze zur Geltung kommen, kann man bei aller Umer- 
kennung des ökonomiſch⸗techniſch Vorteilhaften nicht 
zugeben. 


Ich begegne mich mit Ihnen auf einer ſehr 
weiten Strecke Weges. Ich bin auch mit Ihnen der 
Anſicht, daß man verſuchen muß, die privatkapita⸗ 
liſtiſche und priwatwirtſchaftliche Technik in irgend- 
einer Form zu erhalten. Ich bin alſo nicht etwa 
dafür, das wahllos das Alte zerſchlagen wird und 
neue Gebilde gebaut werden, ſondern ich will auch 
von meinem Standpunkt die Sozialiſierung an die 
Oekonomiſierungsgrundſätze anknüpfen, die Sie ſelbſt 
aufſtellen. Ich gebe zu, daß ſolche Vorteile nur durch 
Gruppenbildungen zu erreichen ſind, wobei ich aber 
vorläufig ganz außer Betracht laſſen will, ob dieſe 
Konzernbildungen notwendigerweiſe vertikal ſein 
müſſen, oder ob fie nicht horizontal aufgeſtellt werden 
müſſen. Klar ſind wir uns darüber, daß die möglichſt 
große Ausnutzung der Vorteile der Zuſammenlegung 
zu Großbetrieben oder, was viel beſſer geſagt iſt, 
der Großdispoſition über möglichſt viele Betriebe 
notwendig iſt. Dieſe Bildung muß aber eine gemein- 
wirtſchaftliche ſein, und dann müſſen Herr Stinnes, 
Herr Vögler und Herr Generaldirektor Silverberg 
ich nenne ganz mit Bedacht dieſe Männer als drei 
der allertüchtigſten Induſtrieunternehmer — für den 
Geſamtkonzern der Geſamtbranche die Verantwortung 
übernehmen. Vorläufig übernehmen fie die nicht, 
ſondern lehnen es ſogar ab; ſie wollen ſich die Leute 
und die Werke ausſuchen, die ſie in ihre nach rein 
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privatwirtſchaftlichen Grundſätzen gebildeten Konzerne 
hineinnehmen oder nicht, während ich zunächſt die 
Geſamtunternehmungen innerhalb einer Branche 
zwangsweiſe organiſatoriſch zuſammenſchließen und 
ſie dann zum Zwecke der Oekonomiſierung ſäubern 
will. 


Damit komme ich auf eine Frage, die auch ſehr 
wichtig iſt die Unternehmerfrage. Hier gibt es eigent⸗ 
lich nur zwei Fronten, nämlich die Front der Tüch⸗ 
tigen und die Front der Untüchtigen, und in beiden 
Lagern, bei Arbeitgebern und Arbeitnehmern, ver⸗ 
ſchanzen ſich zum großen Teil die Untüchtigen hinter 
den Tüchtigen. Es iſt merkwürdig, eine wie große 
Hochachtung bis in die ganz radikalen Arbeiterkreiſe 
hinein vor der Unternehmerſchaft als Totalität be⸗ 
ſteht. Glauben Sie mir, von den Unternehmern iſt 
kein höherer Prozeutſatz tüchtiger als von den Ur- 
beitern; freilich ift auch bei dieſen kein höherer Pro⸗ 
zentſatz tüchtiger als bei den Unternehmern. Im 
beſten Falle ſind es unter den Unternehmern höchſtens 
20%, die wirklich etwas leiſten. Die anderen leiſten 
noch nicht einmal das, was der untüchtigſte landwirt⸗ 
ſchaftliche Unternehmer leiſtet, der morgens auf ſeine 
Felder fährt und den Betrieb ſachverſtändig beauf⸗ 
ſichtigt. Von dieſen 2000 ſind fünf wirkliche Kerle, 
von denen man ſagen kann, daß ſie Führer ſind. 
Dieſen fünf handeln die anderen 95 nach. Des⸗ 
halb gehen auch von ihnen beinahe 80% bankerott. 
Sie merken es meiſt bloß nicht, was für Unglück 
durch die Untüchtigkeit der Unternehmerſchaft an⸗ 
gerichten wird. Das war beſonders während des 
Krieges ſchwer zu merken, weil es da verhält⸗ 
nismäßig leicht war, erfolgreich Unternehmer zu 
ſein. Jetzt handelt es ſich in allererſter Linie darum, 
den tüchtigen Unternehmern, die für die Wirtſchaft 
unbedingt notwendig find, tatſächl ich auch die Führer⸗ 
ſchaft zu geben. Aber eben die Führerſchaft in der 
Gemeinwirtſchaft. Das iſt der Kampf, den wir hier 
kämpfen. Es iſt nicht der Kampf gegen Sie, ſondern 
der Kampf um Sie. Wir wollen gerade die tüchtigſten 
Unternehmer der Gemeinwirtſchaft erhalten und ge⸗ 
rade ihnen die Führerſchaft über alle ihre Berufsge⸗ 
noſſen und damit aber auch die Verantwortung für 
alle Unternehmungen der zuſammengeſchloſſenen 
Branchen geben. Zuruf: Was verſtehen Sie unter 
Gem einwirtſchaft?) Das werde ich Ihnen ſofort 
aus einanderſetzen. 

Damit eine Gemeinwirtſchaſt vorhanden ift, 
muß zunächſt einmal der Eigentumsbegriff in irgend⸗ 
einer Weiſe neu geformt werden. Ein Redt auf 
induſtrielles Eigentum darf nicht jeder deshalb haben, 
weil er zufällig Unternehmer iſt. Dieſes Recht 
muß verdient fein. Und dieſes Recht auf Eigentum 
verdient man ſich in gemeinwirtſchaftlichem Sinne 
nur durch organiſatoriſche Leiſtungen. Nur jo lange 
man ſolche Leiſtungen aufweiſt, hat man das 
Recht, induſtrielles Eigentum zu verwalten. Denn 
es iſt in Wirklichkeit ein Arbeitslehen, das die 
Geſamtheit den einzelnen Unternehmern verliehen 
hat. Ein Lehen, das den Zwang zur Bewirtſchaftung 
in ſich birgt und das zurückgegeben werden muß, 


wenn die Bewirtſchaftung aufhört. Wur in ſoweit 
kann ein ſo geſtaltetes Eigentumsrecht auch vererbt 
werden, als die Garantie gegeben iſt, daß es von 
dem Erben im höchſten produktiven Sinne weiter 
verwaltet werden kann. 

Meines Erachtens haben auch die Arbeit⸗ 
nehmer mindeſtens zu einer gewiſſen Zahl aus der 
großen Maſſe der Unternehmer, durchaus das Ver⸗ 
trauen, daß dieſe in der Lage ſind, nicht bloß ihr 
eigenes Unternehmen ſo, wie es notwendig iſt, zu 
verwalten, ſondern auch darüber zu wachen, daß die 
anderen, die als Unternehmer auf ihrem Eigentum 
ſitzen, dieſe Verwaltung im Intereſſe der Allgemein⸗ 
heit ausüben. Deshalb ſehe ich die einzige Mög⸗ 
lichkeit einer allgemeinwirtſchaftlichen Betriebsform 
darin, daß die Geſamtgewerbe zuſammengefaßt wer⸗ 
den, daß innerhalb dieſer Geſamtgewerbe entweder 
der geſunde Sinn in der Gemeinſchaft die Tüchtigen 
an die Spitze bringen oder, worauf ich mehr 
rechne, der Egoismus der beſonders Tüchtigen ge⸗ 
nügen wird, um ſich den Einfluß zu verſchaffen 
und in gemeinſchaftlichem Intereſſe das Gewerbe 
zu organiſieren. Ueber der Geſamtheit der Ge⸗ 
werbe hat ein vernünftig aufgebauter Wirtſchaftsrat 
zu ſtehen, in dem ſchließlich der Ausgleich der 
ſämtlichen ſich widerſtreitenden Intereſſen vorge— 
nommen wird. In einer Wirtſchaftsorganiſation 
mit dem Zuſammenſchluß der Gewerbe, deren Leitung 
ſtets paritätiſch von Arbeitnehmern und Arbeit- 
gebern zuſammengeſetzt iſt und wo der Ausgleich 
auch mit den Intereſſen der Konſumenten durch 
Bezirkswirtſchaftsraäte und dem Reichswirtſchaftsrat 
nachher erfolgt, ſehe ich einzig und allein die Mög⸗ 
lichkeit, gemeinwirtſchaftlich zu arbeiten. 

Einmal nach der Hekonomiſierungsſeite hin. 
Denn es iſt keine Fragd: Die in der Kohlenwirt⸗ 
ſchaft oder in der Eiſenwirtſchaft jetzt tätigen 
Leiter, die dann nur noch mit viel größeren Macht 
befugniſſen ausgeſtattet, und über viel mehr Menſchen 
als bisher zu herrſchen in der Lage fein werden, 
die genau wijfen werden, wieviel Nohſtoffe fie ein- 
zuführen und weiterzugeben haben, damit ſie am 
vorteilhafteſten verarbeitet werden, welche Betriebs⸗ 
ſtätten ſtillzu legen, zu verändern oder zu erweitern 
ſind, dieſe werden auch, falls hinterher ein verti⸗ 
kaler Aufbau notwendig iſt, durch Verbindung 
zwiſchen den einzelnen Gewerbegruppen unter⸗ 
einander natürlich durch Verträge, die haltbar er 
ſind als unſere heutigen privatwirtſchaftlichen Ver⸗ 
träge dieſen Aufbau herſtellen. 

In dieſen Rahmen hinein paßt dann audy die 
Idee der Stinnesſchen Wirtſchaftsprovinzen. Ich 
habe dieſen Gedanken der Wirtſchaftsprovinzen Yeb- 
haft begrüßt und auch den Antrag der Herren 
Stinnes, Vögler und Hilger mit unterſchrieben. Ich 
war mir dabei durchaus bewußt, daß ich wahr⸗ 
ſcheinlich unter dieſen Wirtſchaftsprovinzen in 
manchem Betracht etwas anderes verſtehe als Diele 
Herren. Aber ich habe damit dokumentieren wollen, 
daß in dieſer Idee etwas Gemeinſa mes ſt eckt, näm⸗ 
lich der Widerſtand gegen jede bureaukratiſche Zen⸗ 


tralilierung. Denn ebenſo wie ich mir den Aufbau, 
der Gewerbe unter Ausſchluß des Staates denke, 
der gar nichts weiter damit zu tun hat, als das Ge⸗ 
ſetz für die Zuſammenfaſſung zu ſchaffen, ebenſo 
muß im Rahmen eines Geſamtaufbaus das Schar⸗ 
nier der Wirtſchaftsprovinzen, die Freiheit des Fi⸗ 
lialbetriebs vorhanden ſein; es muß, wie ich neulich 
ihon ſagte, das unnötige Hlin- und Herkarren von 
Nohſtoffen, Halbfabrikaten vermieden, es muß inner⸗ 
halb eines zuſammengehörigen Wirtſchaftsgebietes 
ein Ausgleich gegeben werden, und namentlich muß 
die Ausführung von Einzelheiten trotz aller Zentra— 
liſierung in der Leitung der Branche, innerhalb 
der Provinz der Eigenart des Wirtſchaftsgebiets 
überlaſſen bleiben. So ſtelle ich mir die Gemein⸗ 
wirtſchaft vor. 

Es iſt nun durchaus richtig, wenn die Herren 
immer ſagen, man könne den Kohlenbergbau nicht 
von den anderen Gewerben trennen. Nur meine 
iich es in einem etwas anderen Sinne als Sie. 
Sie wollen doch wohl nicht behaupten, daß der 
WMenſch gewiſſermaßen mit einer Wilchkuh zus 
jammen geboren wird. Das würde es aber be- 
deuten, wenn Sie ſagen, daß ein Hüttenwerk von 
vornherein mit der Kohleuzeche verbunden fein muß, 
ſonſt könne es nicht exiſtieren. Das iſt immer doch 
erſt die Folge eines techniſch verfeinerten Kultur⸗ 
zuſtandes, den aber viele Unternehmungen ihr 
ganzes Leben lang entbehren müſſen. Nun muß 
man natürlich dafür ſorgen, daß jeder Produzent 
ſeine Kohle bekommt. Durch den gemeinwirtſchaft⸗ 
lichen Aufbau will ich ja zuerſt erzielen, daß nicht 
bloß vertraglich, ſondern auch durch Abmachungen 
der Geſamtinduſtrieleitungen untereinander die Koh⸗ 
lenbelieferung für alle Gewerbe ſichergeſtellt wird. 
Dagegen gehören in einer Beziehung der Kohlen- 
bergbau und die anderen Induſtrien zweifellos un⸗ 
trennbar zuſammen: Auch ich halte es für eine 
Illuſion, daß man die Kohle allein ſozialiſieren 
kann, ohne die anderen Gewerbe gleichzeitig zu fo- 
zialiſieren. Entweder kann man ſozialiſieren, oder 
man kann es nicht. Hit Sozialiſieren ein Unſinn, 
daun muß man es ſich verbitten, daß man ein 
ſolches Experiment aus irgendwelchen demagogiſchen 
Gründen bei der Kohle macht. Iſt die Sozialiſierung 
aber möglich, dann muß es bei anderen Fnduſtrien. 
ſelbſtverſtändlich auch gehen. (Kaufmanu: Eins 
nach dem andern!) Das iſt ja auch die ein⸗ 
zige Entſchuldigung, die Sie haben, Kollege Kauf⸗ 
mann. Dieſen Einwand will ich ſehr gern würdigen. 
Aber dann muß man auf alle Fälle für die So— 
zialiſierung der Kohle eine Form wählen, wie man 
fie ähnlich ſpäter auch bei den anderen Gewerben 
ſich als möglich vorſtellt. 

Ich behaupte nun gerade, daß ſelbſtverſtänd⸗ 
lich die gemeinwirtſchaftliche Idee bei ſämtlichen 
Gewerben durchzuführen iſt. Die Art der Einzel⸗ 
durchführung, den Ausbau der inneren Organiſation 
im Detail ſoll und muß man den einzelnen Ge⸗ 
werben überlaſſen. Der Weg, der aber hier ge— 
gangen wird, ift ganz falſch. Zunächſt ein techniſches 
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Oekonomiſierungsgeſetz für die Kohle zu machen 
und dann zu ſehen, ob das auch gemeinwirtſchaft⸗ 
lich wirkt, halte ich für bedenklich. Ich gehe um⸗ 
gekehrt vom Gemeinwirtſchaftlichen aus und fage: 
Der gemeinwirtſchaftliche Aufbau der Gewerbe iſt 
überall möglich, aber auch hier keine Schematiſie⸗ 
rung, ſondern das zuſammengefaßte Gewerbe mag 
ſich feine innere techniſch⸗ökonomüſche Organiſation 
ganz nach ſeinen eigenen Bedürfniſſen geben. Jede 
Induſtrie hat beſondere Bedürfniſſe, und die ver- 
mag nur der Fachmann zu ermitteln. So falſch 
es iſt, Fachleute ohne weiteres als große Politiker 
anzuſehen, ſo viel falſcher iſt es, Politiker, ſeien es 
auch die größten Politiker, als Fachleute anzuſehen, 
die, wie es die Parlamente tun, in jedem Gewerbe 
herumpfuſchen. (Zuruf: Iſt auch in der Wirt- 
ſchaft jo) — Ja, nur daß die größten Pfuſcher die- 
jenigen Unternehmer ſind, die ſich am meiſten hinter 
die tüchtigen Unternehmer verſchanzen. Nicht jeder 
iſt ja leider Sachverſtändiger, der Unternehmer 
iſt. Leider iſt aber ein wirtſchaftliches Gut vielfach 
in die Hand von Menſchen gegeben, die weder Ber- 
antwortlichkeitsgefühl noch Fähigkeit haben, es an⸗ 
zuwenden. 

Ich halte von meinem Standpunkt aus auch 
nichts für falſcher als den Unterſchied zwiſchen Voll⸗ 
ſozialiſierung und Nichtvollſozialiſierung. Voll- 
ſozialiſierung, wie fie der Vorſchlag I der So- 
zialiſierungskommiſſion vorſieht, ift im Grunde ge- 
nommen nichts als Verſtaatlichung mit all ihren 
bureaukratiſchen Tendenzen und Konſequenzen. Der 
Vorſchlag H der Sozialiſierungskommiſſion enthält 
an ſozialem und insbeſondere an gemeinwirtſchaft⸗ 
lichem Empfinden viel mehr als der Vorſchlag 1; 
er enthält vor allem auch eine ſehr vernünftige 
Oekonomiſierungstendenz, nämlich die Sicherung der 
Oekonomiſierung durch die Sicherung der wirklich 
frei ſchaffenden Kraft der Unternehmer. 

So wenig ich geneigt bin, die Unternehmer in. 
ihrer Geſamtheit zu überſchätzen, ſo außerordentlich 
hoch ſchätze ich die Unternehmertätigkeit als ſolche. 
(Zuruf.) — Ich glaube nicht, daß ich ſie überſchätze; 
ich kenne ſie aus eigener Anſchauung ziemlich genau, 
ich habe in den verſchiedenſten Lagern geſtanden 
und bin wohl in der Lage, die Dinge ungefähr ab⸗ 
zuwägen. So wenig ber einzelne Unternehmer 
im Durchſchnitt die Anſprüche zu erfüllen vermag, 
die man an die Unternehmertätigkeit ſtellen ſoll, ſo 
unendlich groß iſt dieſe Tätigkeit zu bewerten, wenn 
ſie wirklich geleiſtet wird. Dabei iſt es gleichgültig, 
ob ein genialer Arbeiter dieſe Tätigkeit erfüllt, 
wie es Halske oder Krupp geweſen ſind, oder ob 
der Sohn eines millionenſchweren Unternehmers 
wieder Unternehmerfähigkeiten beſitzt. Ich muß 
Herrn Stinnes Recht geben, daß die Unternehmer⸗ 
tätigkeit nicht allein durch den Gedanken angeregt 
wird, ob er einige Millionen mehr verdienn kann. 
Es ſteckt vielmehr die Luſt am Schaffen im Unter⸗ 
nehmer, Freude am Aufbauen und Freude an der 
Macht, Luſtgefühl, durch eigene Kraft Großes 
entſtehen zu ſehen. Dieſe Freude am freien 
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Schaffen muß erhalten werden. Es genügt nicht, 
daß man ſagt: Man engagiert einen Unternehmer 
als Betriebsleiter, — ſonderm es gehört mehr dazu. 
Die Ueberſpannung des Wachtbewußtſeins wächſt 
in dem Maße, wie der einzelne keine finanzielle 
Verantwortung hat. Deswegen bin ich der Auf⸗ 
faſſung, daß der Eigentumsbegriff unter keinen Am- 
ſtänden abgeſchafft werden darf, weil man damit 
die Leiter der Unternehmungen zu verantwortungs⸗ 
loſen Beamten degradiert. Der Begriff des Privat⸗ 
eigentums an den fachlichen Produktionsmitteln 
muß zwar ſeinem ſozialen Inhalt nach erheblich 
beſchränkt werden, aber auf alle Fälle muß die 
finanzielle Verantwortlichkeit aus dem Beſitz bleiben. 
Und hier ſehe ich leider den Fehler des (Rathenau⸗ 
ſchen) Vorſchlags 1 der Sozialiſierungskommiſſion. 
So ſehr der Vorſchlag H die Verantwortlichkeit 
und die Schaffenskraft des Einzelunternehmers zu— 
nächſt beſtehen laſſen will Guruf: Totſchſägt!) 

Verzeihung, gegenüber dem Geſetz läßt er fie doch; 
der Entwurf I ſchlägt fie tot —, jo macht er auf 
der anderen Seite den Fehler, gerade die finanzielle 
Verantwortlichkeit des Unternehmers durch General- 
und Zentralbuchführung uſw. auszuſchalten. Das 
bedeutet tatſächlich die Abſchaffung des Eigentums⸗ 
begriff in einem Umfang, der gegen jedes Prinzip 
der Oekonomiſierung iſt. Ich würde jedoch in der 
Vöglerſchen und Stinnesſchen Auffaſſung einerſeits 
und in der Nathenauſchen Auffaſſung andererſeiks 
Elemente ſehen, aus denen ſich ſehr wohl eine 
verſtändige Gemeinwirtſchaft aufbauen kann, deren 
Weſen nach meiner Meinung in der von mir vor— 
geſchlagenen Zuſammenfaſſung der Gewerbe liegt. 


Den Gedanken der Kleinaktie halte ich wirklich 
nicht für glücklich; er führt zu einem Kollektivſyndi⸗ 
kalismus von Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Die 
ganze Konzernidee, rein privatwirtſchaftlich aufge— 
zogen, iſt ja ſchon deshalb bedenklich, weil ihre Durch⸗ 
führung letzten Endes bedeutet, daß zunächſt einmal 
die Arbeiter und Unternehmer des Konzerns Stinnes 

ich ſage das ohne jede Schärfe gegen Herrn Stinnes 
ſich ganz Deutſchland untertan machen. In die 
Einheitsfront der Arbeiter wird der Gegenſatz hinein— 
gehämmert; zwiſchen die konzernmäßig geſicherten 
Arbeiter das werden die Mehrheitsſozialdemo⸗ 
fraton und A. S. P. D. der Zukunft fein — und die 
Maſſe der Pauperiſten, die an Unternehmungen ar- 
beiten, die nicht konzernmäßig geſichert ſind, das ſind 
die Kommuniſten der Zukunft. So wird die Entwicklung 
ſein. Eine Arbeiterariſtokratie wird gewaltſam nach 
oben geſchoben. Darin ſehe ich ein ſtarkes Be⸗ 
denken des ganzen Planes. Ich will heute in dieſem 
Rahmen nicht über die Gefahren ſprechen, die durch 
den Handel der Kleinaktie an der Börſe entſtehen, und 
ähnliche Dinge. Das ſind alles Kleinigkeiten. Es 
läßt ſich jede Sicherung dagegen ſchaffen, daß die 
Aktien in kapitaliſtiſche Hände übergehen, daß ſie 
ungebührlich in den Generalverſammlungen vertreten 
werden. Kommt die Kleinaktie, ſo muß doch das 
Aktiengeſetz abgeändert werden, und dann wird man 
eine ganze Menge Aenderungen vornehmen müſſen. 


Das Bedenkliche der Kleinaktie beſteht nur darin, daß 
fie Arbeiterkapitaliſten züchtet. ohne irgendeinen 
gemeinwirtſchaftlichen Einfluß auszuüben. (Zuruf: 
Es foll keine Arbeiteraktie fein!) — Ich ſpreche hier 
auch gar nicht über das Kapitalproblem. Ich bin der 
Anſicht, daß dieſes Kapitalproblem abſolut nicht ſo 
dringend iſt, wie Sie es ſchildern. Man kann doch 
nicht auf der einen Seite das ift in der Kommiſſion. 
zur Beratung der Kreditnot der produktiven Stände 
geſchehen — dauernd geltend machen, daß es gar 
nicht notwendig ſei, nach Kapitalgelegenheiten zu 
ſuchen, daß die Banken mit ihren Williarden von 
Depoſiten jedes Geſchäft, das privatwirtſchaftlich und 
volkswirtſchaftlich notwendig iſt, ermöglichen können, 
und auf der anderen Seite erklären: wir müſſen ſelbſt 
die kleinen Arbeitergroſchen zuſammenbringen, um 
unſere Bergwerke und Hütten ferner betreiben zu 
können. Das Kapitalproblem löſen wir ganz anders, 
Herr Generaldirektor Vögler. Sie löſen es ja zum 
Teil ſchon dadurch, daß Sie mit der Oekonomiſierung 
die vielen brachliegenden Kapitalien innerhalb des 
Konzerns und der einzelnen Gewerbegruppen weg⸗ 
ſchaffen. Im einzelnen wollen wir uns aber heute 
darüber gar nicht ſtreiten. Ich habe den Eindruck, 
und ich möchte das bei aller Anerkennung nicht bloß 
Ihrer großen Verdienſte, ſondern auch des vielen 
Guten, was in dem Wehrheitsberichte ſteht, ſagen: 
Was Sie hier dem Arbeiter geben, kann weder vom 
Arbeiter noch von der Allgemeinheit als Gemein- 
wirtſchaft angeſehen werden. Es iſt lediglich der 
Verſuch einer ſtärkeren und planmäßigeren Oekonomi⸗ 
ſierung der deutſchen Wirtſchaft. Sie iſt gewiß 
notwendig. Es iſt aber ſchon deshalb eine Rationali« 
ſierung der Geſamtwirtſchaft notwendig, weil man 
augeficht® unſeres heutigen Wirtſchaftzuſtandes es 
nicht mehr zulaſſen kann, daß jemand, bloß weil 
er das Kapital dazu hat, in der Lage iſt, alle möglichen 
und unmöglichen Gegenſtände zu produzieren, gleich⸗ 
gültig ob dieſe Gegenſtände notwendig ſind oder nicht. 
Deswegen geht es auch nicht, daß bloß in ein em 
Konzern tppiſiert, ökonomiſiert, ſparſam verwaltet 
und volkswirtſchaftlich rationell gedacht wird, ſondern 
wenn Sie fähig ſind, ſo zu denken, ſo ſollten gerade 
Sie dafür ſorgen, daß das überall geſchieht. 


Gerade die Kleinaktie iſt gewiß kein Wittel, 
jene veränderte ſeeliſche Einſtellung des Arbeiters 
zum Produktionsinſtrument hervorzubringen, die not⸗ 
wendig ift, um die Arbeit aufs höchſte zu rationalis 
ſieren und zu ökonomiſieren. Dieſe ſeeliſche Ein⸗ 
ſtellung des Arbeiters, deren Sie neben der höchſten 
Unternehmerleiſtung immer bedürfen, werden Sie 
nicht durch die Kleinaktie, auch nicht durch höheren 
Lohn, ſondern einzig dadurch erzielen, daß den 
Arbeitern nach außen hin ſichtbar die Gewißheit 
gegeben wird, daß auch der Unternehmer ſeine ſeeliſche 
Einſtellung dem Produktionsinſtrument gegenüber 
verändert hat. Worauf es ankommt, iſt die gemein⸗ 
wirtſchaftliche Umformung des Eigentumsbegriffs 
nach der Richtung des Arbeitslehens hin. 


* * 
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Ich begrüße die Zurückverweiſung an 
die Kommiſſion deshalb, weil ich die Emp⸗ 
findung habe, daß in den verſchiedenen Anſchauungen 
ſowohl der Vorſchläge, die wir beraten haben, als 
auch des Beckmannſchen Entwurfs zweifellos Mate⸗ 
rialien zur Aufrichtung eines vernünftigen Geſamt⸗ 
aufbaus der Wirtſchaft, beſonders der Kohlenwirt⸗ 
ſchaft enthalten ſind. Ich finde, daß die Diskuſſion, 
wie ſie zum Teil geführt worden iſt, nicht dazu 
beiträgt, die einigenden Elemente zuſammenzu⸗ 
bringen. Ich habe den Eindruck, daß namentlich 
Herr Direktor Silverberg und auch Herr General- 
direktor Vögler ein klein wenig gerade das getan 
haben, was fie mit Recht ablehnen, wenn es ihnen. 
widerfährt, nämlich die Leute mit anderen Anſchau⸗ 
ungen doch für etwas dümmer zu halten, als ſie in 
Wirklichkeit ſind. Meine Herren, bei aller Anerken⸗ 
nung deſſen, was in Ihrem Entwurf richtig ilf, 
kann ich mir beim beiten Willen nicht die Ueber- 
zeugung beibringen laſſen, daß es ſich bei dem, 
was Sie wollen, um Sozialiſierung handelt. Es 
iſt in der Hauptſache eine Oekonomiſierung. Wenn 
gejagt worden if: Die Kleinaktie ift nur eines 
der Wittel, ſo iſt das ſicher richtig. Aber es iſt 
im weſentlichen das Wittel, von dem Sie ſich ver⸗ 
ſprechen, daß dadurch Ihre Hekonomiſierung in weiten 
Kreiſen des Volkes als Sozialiſierung angeſehen 
und empfunden werden ſoll. Sicher haben Sie 
dabei den beſten Glauben und die beſte Abſicht, 
das beſtreite ich nicht; ich kann jedoch nicht einſehen, 
daß dieſes Mittel wirklich Sozialiſierung ſchafft. 
Es iſt gar keine Frage, Sie werden Millionen 
von Kleinaktien bekommen. Aber ſoweit es ſich 
nicht um Arbeiteraktien handelt, bedeuten dieſe 
Millionen, die Sie bekommen, nur eine weitere 
Stärkung der Zentralherrſchaft der großen Kapi— 
taliſt en. 


Geſtatten Sie mir, noch ein Wort zu ſagen 
über die bedauerlichen Gegenſätze zwiſchen Berlin 
und dem Reiche, die auch hier wieder zum Ausdruck 
gekommen ſind. Ich perſönlich bin ſeit Generationen 
väterlicher- und mütterlicherſeits Berliner und bin 
darauf ſehr ſtolz. Ich habe genau dieſelbe Liebe 
zu dem Grund und Boden, deſſen Wachſen und Wer- 
den ich geſehen habe wie Sie. Ich habe aber deshalb 
auch dieſelbe lokalpatriotiſche Empfindlichkeit, wie 
Sie. Ich empfinde genau ebenſo die Angriffe, die 
Sie gegen Berlin richten, wie Sie die Angriffe 
empfinden, die ſich gegen Ihre Heimat wenden. Ich 
kann nur ſagen: Wenn in einer Provinz wie in 
Rheinland und Weſtfalen fo viel geſchoben worden 
iſt, wie ſich dort während des Beſtehens des Loches 
im Weſten an Schiebertum breitgemacht hat — 
ich nehme an, daß Sie das genau ſo verurteilen 
wie ich — ſo iſt die rheiniſche Reinheit, wenn fie 
früher einmal beſtanden hat, mit der Zeit jo be 
ſchmutzt worden, daß Sie den Berlinern nichts vor⸗ 
zuwerfen haben. Zuruf.) — Rheinland und Weſt⸗ 
falen ſind in dem Betracht für mich gleich, Herr Ge⸗ 
neraldirektor Vögler. (Heiterkeit) Was Sie als 
Berliner Sünden anſehen, ſind zumeiſt in Berlin 


begangene Sünden der zugewanderten Oberſchleſier, 
Rheinländer uſw.; denn die Elemente, die ſich in 
ihrer bodenſtändigen Provinz nicht haben halten 
können, ſuchen in Berlin Anterſchlupf, und ſie 
werden uns Berlinern dann an die Nockſchöße ge 
hängt. Wir ſind uns alle doch darüber klar: Wir 
wollen weder von München, noch von Köln, noch 
von Berlin zentraliſiert und thranniſiert fein. Aber 
warum „Los von Berlin!“ der Ruf ſein muß und 
nicht „Los von der Zentrale!“ — was doch viel 
objektiver wäre —, kann ich nicht einſehen. Und 
da muß ich Ihnen ſagen, daß die Kleinaktionäre 
im Rheinland und Weſtfalen tatſächlich nicht anders 
ſind als in Berlin. Wenn Sie mir erzählen von 
Kleinaktionären, die ihren Beſitz noch nicht ver- 
kauft haben, ſo ſage ich Ihnen: Es gibt eine Höhe 
der Kursſteigerung, wo auch der treueſte Klein⸗ 
aktionär vom Verkauf nicht mehr abzuhalten iſt. 
Ich will die Beiſpiele, die Sie angegeben haben, 
nicht unterſuchen. Es iſt ja möglich, daß die be⸗ 
treffenden Aktien durch eine ſehr verſtändige Po⸗ 
litik der Verwaltung nicht zu ſehr im Kurſe ge⸗ 
ſtiegen find. Der typiſche Kleinaktionär aber ift der- 
jenige, der nicht bloß Renke, nicht bloß Dividende 
haben will, ſondern der eine möglichſt dauernd 
große Rente dadurch haben will, daß zu der Divi⸗ 
dende mindeſtens ab und zu ein Kursgewinn tritt. 
Entweder erziehen Sie den Arbeiter zum Speku⸗ 
lanten oder Sie binden die Arbeiteraktie, was mir 
an ſich, wenn ſie überhaupt kommen ſoll, viel 
ſympathiſcher iſt, und dann erreichen Sie die all⸗ 
gemeine Kapitalbeteiligung nicht, die Sie durch die 
Kleinaktie erreichen wollen. 


Die wichtigſte Frage, die angeſchnitten worden 
iſt, ſteckt in der Antwort, die Herr Generaldirektor 
Silverberg Herrn Rathenau gegeben hat. Herr Gc- 
neraldirektor Silverberg hat gejagt: Der horizontale 
Gewerbeaufbau, den ihr neben dem vertikalen 
Aufbau verlangt, iſt in unſerm Plan enthalten. 
auf der einen Seite iſt der vertikale Truſt, das 
gemiſchte Unternehmen, auf der anderen Seite iſt 
der Aufbau des Einzelgewerbes im Kohlenaufbau 
gegeben, das iſt doch vertikale und horizontale 
Gliederung. Das iſt richtig. Die Frage iſt nur: 
Wer hat die Führung, die horizontale Organiſation 
des Geſamtberufs oder die vertikale gemiſchte 
Einzelunternehmung? Gemeinſchaftlich bewirtſchaf⸗ 
ten läßt ſich nur der einzelne Beruf in feiner Ge⸗ 
ſamtheit. Es dreht ſich hier darum, ob durch Ab⸗ 
gabe der Herrſchaft an die horizontale Gliederung 
der Berufe wirklich gemeinwirtſchaftlich gearbeitet 
wird. Sie ſagen: Das gibt es nicht ohne Schema⸗ 
tiſierung. Herr Dr. Silverberg, reden wir doch 
einmal ganz ehrlich miteinander: Ihnen iſt es 
viel bequemer, vom Vertikalen anzufangen, und 
ich würde an Ihrer Stelle genau ſo handeln. Sie 
ſagen: Hier im vertikal organiſierten, gemiſchten 
Betrieb habe ich mir meinen perſönlichen Herr⸗ 
ſchaftsbereich geſchaffen, von dem will ich ausgehen, 
und wenn daneben auch Gemeinwirtſchaft abfällt, 
ſo bin ich damit ſehr zufrieden. Ich bin auch ganz 
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davon überzeugt, daß es Ihnen mit der Gemein⸗ 
wirtſchaft, die abfallen foli, ernſt iſt. Aber ſie 
wird nicht abfallen; denn Gemeinwirtſchaft iit nicht 
ein Abfallsprodukt, ſondern Gemeinwirtſchaft iſt 
etwas, was man wollen muß, was man von vorn⸗ 
herein in einen beſtimmten Rahmen: gießen muß. 
Wenn ich überhaupt gemeinwirtſchaftlich und pari⸗ 
tätiſch arbeiten will, ſo kann das nur durch die 
gemeinſame einheitliche Leitung des Geſamt⸗ 
gewerbes geſchehen. Sowie Sie die Mitbeteiligung 
der Arbeiter an der Leitung in Einzelbetriebe oder 
in Einzelkonzerne legen, ſchaffen Sie Syndikalismus, 
aber nicht Sozialiſierung. Nun ſagt Herr General⸗ 
direktor Silverberg: Dahinter ſcheint eine Weltan⸗ 
ſchauung zu ſtehen; es ſteht gar keine dahinter. 
Glauben Sie mir, es ſteht eine ſehr weſentliche 
Weltanſchauung dahinter. Sie ſagen, in dem Auf⸗ 
ſichtsrat kann die Herrſchaft der Arbeiter über das 
Produktionsinſtrument auch mit begründet werden. 
Herr Generaldirektor Silverberg, wenn Sie im Auf⸗ 
ſichtsrat ſitzen, hat der Aufſichtsrat etwas zu ſagen, 
wenn Sie in der Generaldirektion ſitzen, hat der 
Aufſichtsrat gar nichts zu fagen. Geiterkeit.) Wenn 
der Arbeiteraufſichtsrat das Glück hat, mit Herrn 
Stinnes im Aufſichtsrat zu ſitzen, ſo iſt das ſehr 
gut, dann hat er vielleicht einen gewiſſen Einfluß. 
Hat er aber das Pech, mit Peter Schulze in einem 
Aufſichtsrat zu ſitzen und Herrn Stinnes in der 
Generaldirektion zu haben, dann hat der Arbeiter 
gar nichts zu ſagen. (Zuruf.) Ich verſtehe Sie nicht, 
Herr Kollege Hartung, daß Sie den Unterſchied 
nicht ſehen. Im Aufſichtsrat kann der Arbeiter 
nie Einfluß haben, weil der Aufſichtsrat die un⸗ 
ſinnigſte Inſtitution iſt, die das Geſetz jemals ge- 
ſchaffen hat. Ein Gremium, das nur eine Geſamt⸗ 
verantwortung hat, kann ſelbſtverſtändlich eine fak⸗ 
tiſche Machtbefugnis niemals ausüben, wenn es 
ihm die Direktion nicht geſtattet. Hat die Mehr⸗ 
heit der Aktien oder die größere Tüchtigkeit die 
Direktion, ſo iſt der Aufſichtsrat lahmgelegt; hat 
die größere Tüchtigkeit der Aufſichtsrat, ſo iſt die 
Direktion lahmgelegt. Zuruf.) Wenn aber in der 
Leitung eines Gewerbes paritätiſch Arbeitnehmer 
und Unternehmer ſitzen, ſo haben ſie eben den 
Einfluß auf das Gewerbe. Der Fehler iſt nur, 
ſie in das einzelne Unternehmen hineinſetzen zu 
wollen. Ich bin ſehr für Berufsfreudigkeit, bin 
auch dafür, daß der einzelne auf ſeinen Beruf 
ſtolz ſein ſoll, und genug Berufsegoismus gibt 
es bei der Leitung des Geſamtb erufs immer noch. 
Dieſe Berufsegoismen können nur zu einem prak⸗ 
tiſchen Ergebnis führen, wenn ſie ſich gegenſeitig 
bekämpfen und in gemeinſamen Gremien verſchie⸗ 
dener Berufe abſchleifen, aber nicht in der Weiſe, 
daß die Entwicklung vertikal gerichtet wird, 
ſondern ſo, daß die Berufe unter ſich horizontal ge⸗ 
gliedert find und unter paritätifcher Leitung ſtehen. 
Dahinter ſteckt ſehr wohl eine Weltanſchauung. 
Darin beſteht eben der grundſätzliche Unterſchied. 
Sie knüpfen an das Einzelunternehmen das 
Wohl und Wehe des einzelnen Arbeiters. laſſen 


die ganzen Intereſſen des Arbeiters um das Einzel⸗ 
unternehmen oder um den Konzern gravitieren; 
dann wundern Sie ſich aber auch nicht, wenn die 
Arbeiter die Konſequenz daraus ziehen, die ſie 
vielfach gezogen haben, daß ſie in die Fabrik gehen 
und erklären: Das ift unſere Fabrik, die beſitzen 
wir. Das liegt in der Gedankenwelt, die Sie ſelbſt 
protegieren. Sie werden eines ſchönen Tages ſchon 
merken, daß hinter dieſen Worten. eine Welt⸗ 
anſchauung ſteckt, und weil ich im Intereſſe der 
Geſamtwirtſchaft verhüten möchte, daß einmal ſolche 
Zuſtände entſtehen, deshalb kann ich mich unter 
keinen Umſtänden für dieſen Vorſchlag entſcheiden. 

Nun komme ich zu dem, was Herr Rathenau 
gejagt þat. Er hat ganz recht gejagt: wir jchaffen. 
hier ein egozentriſches Prinzip, bei dem eine ganze 
Reihe von Unternehmungen und Gewerben ausfallen, 
Dieſes Bedenken hat ja Herr Kollege Hartung auch, 
der gegen den Stinnes⸗Vöglerſchen Plan gejagt 
hat: es ſei ſchlimm, daß unter Umftänden die Kleinen 
unter die Näber kommen. Es handelt ſich aber gar 
nicht um die Kleinen. Nach der Statiſtik, die Herr 
Generaldirektor Vögler angeführt hat, ſollen 45% 
der Kohle die Eiſenbahnen, 230% die Intereſſenten, 
220% die Entente und nun fo und ſoviel Prozent die 
anderen Induſtrien bekommen. Das it gar kein Maß⸗ 
ſtab für die Bedeutung, die dieſe anderen Induſtrien 
für die deutſche Volkswirtſchaft haben. Denn das 
Maß von Kohle, das für die Herſtellung gewiſſer 
Fertigfabrikate verbraucht wird, iſt doch ganz gering. 
Ich behaupte ſogar, daß für die Volkswirtſchaft ein 
großer Teil der großen Kohlenverbraucher eine höchſt 
untergeordnete Bedeutung hat. Alles das, was wir 
an Wärmewirtſchaft, Elektrizitätswirtſchaft, Ver⸗ 
kehrswirtſchaft in den 45% haben, iſt doch nur 
Hilfgewerbe, hilft uns nur, unſere Produktivität 
zu erhöhen, aber repräſentiert keinerlei Ausfuhr⸗ 
gewerbe. Für unſere Geſamtzahlungsbilanz ſind 
gerade die relativ geringſten Kohlenverbraucher am 
wichtigſten. Je hochwertiger das Produkt iſt, deſto 
geringer der Prozentſatz Kohle. Und deshalb ſtecken 
in den Kohlenverbrauchern, die nur 25% der Ge- 
ſamtkohle beziehen, ſchlecht gerechnet mindeſtens 80 0% 
der Produktivkräfte unſerer Geſamtwirtſchaft. Ich 
bitte, einmal ſich die Sache von dieſer Seite anzu- 
ſehen. 

Ich habe immer noch den feſten Glauben, daß, 
ſich ein Ausweg zwiſchen den verſchiedenen Rid- 
tungen findet. Aber darüber müſſen Sie ſich klar fein, 
daß bei der großen Menge der Arbeiterſchaft un⸗ 
möglich das als Gemeinwirtſchaft angeſehen werden 
kann, was Sie vorſchlagen. Sie haben vollſtändig 
recht, wenn Sie den Arbeiterführern geſagt haben: 
Es iſt eure Pflicht, die Arbeiter aufzuklären. Es 
iſt das für die Arbeiterführer eine ſtarke Belaſtungs⸗ 
probe. Denn was Sie in Ihrem Mehrheitsbericht 
über die Probleme der Oekonomiſierung ſagen, ver⸗ 
ſtehen die Arbeiter zum Teil noch gar nicht, es muß 
ihnen erſt von ihren Führern klargemacht werden. 
Ich beſtreite zu allerletzt, daß ein großer Teil der 
agitatoriſchen Tätigkeit der Arbeiterführer ſeit Jahr⸗ 
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zehnten leider nach einer ſehr falſchen Richtung ge⸗ 
gangen iſt. Sie können aber jetzt vom Arbeiter⸗ 
führer nicht verlangen, zu leiſten, was unmöglich iſt, 
nämlich den Arbeitern beizubringen, daß Ihr Vor⸗ 
ſchlag Gemeinwirtſchaft oder gar die erhoffte Soziali⸗ 
ſierung iſt. Ich will zugeben, daß ſich durch eine 
ewig fortgeſetzte Konzernbildung innerhalb einer ges 
wiſſen Zeit die ganze Wirtſchaft in dieſe Form gießen 
ließe. Aber haben wir dazu Zeit? Können wir auf 
das warten, was ſich in 10, 20 Jahren entwickelt haben 
wird? Die ganze Idee der Sozialiſierung iſt doch 
nicht bloß auf die ſoziale Note, ſondern auf die Not- 
wendigkeit einer planmäßigen Wirtſchaft einzuſtellen. 
Damit gewiſſe Produkte innerhalb der deutſchen Wirt⸗ 
ſchaft hergeſtellt werden, iſt es nötig, innerhalb eines 
Einzelzweiges, in der Kohlenwirtſchaft, das zu ſchaffen; 
was wirklich Gemeinwirtſchaft iſt. Deswegen möchte 
ich gerade die Arbeitgeber-Befürworter des erſten 
Antrages bitten, ſich zu überlegen, ob ſie nicht doch 
das Schwergewicht in die aufbauende reine Gewerbe— 
organiſation, weniger in die gemiſchte Organiſation 
innerhalb der beiden fih ſchneidenden Organiſations⸗ 
linien ſetzen wollen. Ich glaube, daß wir uns auf 
dieſem Wege dem Gedanken der Gemeinwirtſchaft, der 
uns beiden gemeinſam iſt, nähern werden. Nur 
dürfen Sie nicht verlangen, daß die breite Maſſe 
begreifen ſoll, daß Ihr Vorſchlag mit Kleinaktien 
und ähnlichen Requiſiten Gemeinwirtſchaft ijt. In 
der Beziehung, muß ich ehrlich zugeben, gehöre ich zur 
breiten Maſſe; ich habe es auch nicht begriffen. 
I. Das Votum der Mehrheit. 

Die Frage der Sozialiſierung des Kohlenberg⸗ 
baues iſt beſonders für das beſiegte Deutſchland 
keine Frage des Bergbaues allein, ſondern eine 
Frage der Geſamtwirtſchaft. Die Frage iſt abzu- 
ſtellen auf die Frage der Regelung der Wirt- 
ſchaft. Unter Sozialiſierung in dieſem Sinne kann 
nur verſtanden werden: 

Die Sicherſtellung, daß alle Pros 
duktions mittel im höchſten geſamt⸗ 
wirtſchaftlichen Intereſſe der Volts- 
geſamtheit jo vollſtändig und fo ra= 
tionell wie möglich ausgenutzt wer- 
den unter gleich berechtigter, voll- 
wertiger Mitbeteiligung und dem- 
entſprechend Mitbeſtimmung und 
Mitverantwortung aller au der Pro⸗ 
duktion Beteiligten. 

Soweit der Begriff Sozialiſierung ſich ledig- 
lich in dem Uebergang des Eigentums an den 
Produktionsmitteln aus dem Eigentum phyſiſcher 
oder juriſtiſcher Perſonen auf ein die Volksgeſamt⸗ 
heit repräſentierendes Rechtsſubjekt erſchöpfen foll 
iſt er lediglich einer Verſtaatlichung gleichzuachten. 
Nur neue Wirtſchaftsreformen, die die höchſte 
Ausnutzung der Produktionsmittel im geſamtwirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſe durch gemeinſame Arbeit 
ſicherſtellen, und allen an der Produktion Beteilig- 
ten die ihnen gebührende Stellung einräumen, tra⸗ 
gen die moraliſche Rechtfertigung für Eingriffe in 
die beſtehende Rechtsordnung in fih. 


Nach dem Zuſammenbruch Deutſchlands kann 
die Zukunft des deutſchen Volkes nur auf der ziel⸗ 
bewußten Zuſammenfaſſung ſeiner phyſiſchen und 
wirtſchaftlichen Kräfte gewährleiſtet werden. Eine 
Konzentration dieſer Kräfte iſt notwendig, denn dem 
deutſchen Volke ſind nur die Menſchen der geiſtigen 
und körperlichen Arbeit und feine Produktions- 
mittel geblieben. Es muß nach Wegen geſucht wer- 
den, die eine Zuſammenfaſſung der pſychiſchen und 
wirtſchaftlichen Kräfte gewährleiſten. Die Arbeit muß 
rationeller, die Ergebniſſe der Arbeit müſſen hoch⸗ 
wertiger geſtaltet werden und es iſt den breiteſten 
Kreijen des Volkes durch die finanztechniſche Kon- 
ſtruktion der Geſellſchaftsformen die Möglichkeit zu 
ſchaffen, ſich an den Unternehmungen Deutſchlands 
zu beteiligen. Für den Kohlenbergbau als den Aus⸗ 
gang und die Grundlage jeglicher Produktion, darf 
keine von der übrigen Wirtſchaft abgetrennte Stel- 
lung geſchaffen werden, die der Konzentration der 
wirtſchaftlichen Kräfte und der Möglichkeit alige- 
meiner Beteiligung entgegenſteht und die nicht die 
höchſte Ausnutzung des Kohlenbergbaues im Inter- 
eſſe der Volksgeſamtheit von vornherein ſicherſtellt. 
Auf der andern Seite muß im Kohlenbergbau als 
der grundlegenden und Ausgangsinduſtrie für jede 
andere Produktion zuerſt die organiſatoriſche Weiter» 
entwicklung der Wirtſchaftsform eintreten, 

Dieſe Weiterentwicklung im Intereſſe der Volks 
geſamtheit kann nur in der Durchführung der fol- 
genden Grundſätze gewährleiſtet werden: 

A. In bezug auf die Konzentration der 
Produktions mittel: 

I. Ziel der Produktion ift die Schaffung höchſter 
Werte im Inland. Nur diefe jichert einem mög- 
lichſt großen Teil des Volkes einmal die Möglich» 
keit der Arbeit, dann den höchſten Gegenwert für 
die Arbeitsleiſtung und der Volksgeſamtheit den 
Lebensunterhalt. Der Produktionsprozeß muß da⸗ 
her bis in die qualitativ und quantitativ höchſte 
Verfeinerung ausgedehnt werden. 

II. Angeſichts der dem Ausland ſchuldigen geld⸗ 
lichen Leiſtungen dürfen möglichſt nur die Erzeug⸗ 
niſſe dieſer weitgehendſten Verfeinerung ausgeführt 
werden, es jei denn, daß anzuerkennender Auslands- 
bedarf und rationelle Frachtwirtſchaft die Ausfuhr 
von Kohlen erheiſchen. 

III. Der Produktionsprozeß muß daher jo ge- 
ſtaltet werden, daß durch Verbilligung der Selbſt⸗ 
koſten einmal bei der Ausfuhr in das Ausland der 
höchſtmögliche Nutzen verbleibt und daß gleichzeitig 
der Inlandsbedarf möglichſt billig gedeckt werden 
kann. 

IV. Dieſe Vorausſetzungen können nur erfüllt 
werden, wenn den Zwiſcheninduſtrien und den End- 
induſtrien die benötigten Brennſtoffe in ausreichenden 
Mengen, richtigen Sorten und zu angemeſſenen 
Preiſen zur Verfügung ſtehen. Zugleich muß dieſen 
Induſtrien die Möglichkeit unmittelbarer fördernder 
Einwirkung auf den Kohlenbergbau gegeben werden. 

V. Nur hierdurch iſt zu erreichen 

ar die volle Ausnutzung der verfeinerten End- 
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induſtrien d. he höchſte Produktivität und da- 

mit billigſte Selbſtkoſten für die Befriedigung 

des Inlandsbedarfs, 

p) höchſte Produktivität und billigite Selbſt⸗ 
koſten, die bei der Ausfuhr den höchſten Nutzen 
laſſen. 

VI. Aus dieſen Erwägungen ergibt ſich, daß 
unter Ablehnung aller Truſtbildungen aus le⸗ 
diglich finanziellen Tendenzen durch Bildung 
von natürlichen Intereſſengemeinſchaften zwiſchen 
Kohlenbergbau und Weiterverarbeitung die höchſte 
Produktivität gewährleiſtet werden kann. Dies 
trifft gleichermaßen zu für diejenigen Enderzeug⸗ 
niſſe im weiteſten Sinne gedacht wie elektriſche 
Kraft⸗, Gas-, Waſſer⸗-, Verkehrsleiſtung, die aus⸗ 
ſchließlich nur im inländiſchen Konſum verbraucht 
werden, wie für die zur Ausfuhr gelangenden. Ein 
auf dieſem Wege rationalijierter Kohlenbergbau 
wird die höchſte Förderleiſtung und die niedrigſten 
Selbſtkoſten erreichen können. Zu dieſem Zwecke iſt 
den bergbautreibenden Endinduſtrien der weſentliche 
Teil derjenigen Fördermengen zur eigenen Verwen⸗ 
dung zu überlaſſen, die ſie nach Deckung des allge⸗ 
meinen unmittelbaren Kohlenbedarfs im bisherigen 
Umfange darüber hinaus erzeugen. Der vorweg zu 
deckende Kohlenbedarf Dritter, iſt unter Aufrecht⸗ 
erhaltung der beſtehenden Vertriebsorganiſationen 
den Verbrauchern zuzuführen. 


VII. Die bergbautreibenden Endinduſtrien haben 
auf der anderen Seite die Verpflichtung, aus den 
durch Sicherſtellung ihrer Produktivität erzielten 
Erträgniſſen den Bergbau in jeder Hinſicht zu 
fördern. Das gilt ſowohl nach der techniſch⸗wirt⸗ 
ſchaftlichen Seite, vor allem auch in bezug auf 
die Ansgeftaltung beſtehender Unternehmungen und 
die in dem Anfangsſtadium ſtehende Auswer⸗ 
tung der Kohle, wie durch Aufſchluß neuer 
Bergwerke, wie nach der ſozialen Seite durch Ausge⸗ 
ſtaltung des Wohnungs⸗ und Schulweſens, insbeſon⸗ 
dere für die notwendige und kräftige Förderung der 
Fachſchulen. Soweit nicht das eigene unmittelbare 
Intereſſe der ſo zufammengefaßten Unternehmungen 
hierbei ausreichen ſollte, muß durch geeignete Kon- 
trolle der an der Produktion intereſſierten Kreiſe 
des Volkes in den Aufſichtsräten dieſer Unter- 
nehumngen darauf hingewirkt werden. 

B. In bezug auf die am Produk⸗ 
tionsprozeß un mittelbar beteiligten 
Menſchen it ſicher, daß ohne die Ar⸗ 
beitsteilung zwiſchen freier Führer⸗ 
arbeit und ausführender Arbeit und 
ohne Disziplin in der Geſinnung und 
im Handeln keine Produktion ge⸗ 
deihen und gefördert werden kann. 
Dagegen kann die ausführende Ar⸗ 
beit nur dann Erfolg verſprechen, 
wenn die ſie Ausführenden ſich der 
weitgehenden geſamtwirtſchaftlichen 
Ziele bewußt ſind, die der Endzweck 
jeder Arbeit fein müſſen. Nur ein⸗ 
jichtsvolles Zuſammenarbeiten im 


Betriebe kann zum Ziele führen; der 
Wenſch iſt Subjekt, nicht Objekt der 
Wirtſchaft. > 

Um dieſe Ziele zu erreichen, iſt nach den Er⸗ 
fahrungen des Lebens die Verbindung geiſtigen und 
materiellen Aufwärtsſtrebens erforderlich. Jede Ar⸗ 
beit will auch ihren unmittelbaren greifbaren Er⸗ 
folg ſehen; dies gilt vor allem, wenn. ſie über den 
vorher geſetzten Rahmen hinausgehen ſoll. Es iſt 
deshalb erforderlich: 

L Eine ausreichende Beteiligung der Arbeiter⸗ 
und Beamtenſchaft am Kapital der großen unper⸗ 
ſönlich gewordenen Unternehmungen und auf dieſem 
Wege an deren Ertrag. Durch die allgemeine Ge⸗ 
ſetzgebung müſſen die Grundlagen hierfür geſchaffen 
werden, Kleinaktien zu nom. 100 % oder als Ueber⸗ 
gang⸗Genußſcheine, die ſpäter je nach Art der Be- 
triebe in Aktien umgewandelt werden können. 

II. Die Kapitalbeteiligung der Arbeiter- und 
Beamtenſchaft gibt die Grundlage zur wirkſamen 
Vertretung in den Aufſichtsräten. 

III. Daneben ſind die durch die Geſetzgebung 
geſchaffenen Betriebsräte den hier feſtgelegten 
Zielen und Zwecken entſprechend mit lebenskräftigem 
Fuhalt auszufüllen. 

IV. Neben dem materiellen Aufſtieg der Are 
beiterſchaft iſt der geiſtige Aufſtieg durch Schule 
und Schulung ſicher zu ſtellen. 

C. Für die beſonderen Verhältniſſe 
des Kohlenbergbaues gilt folgendes: 

I. Die Organiſation der den Kohlenbergbau 
betreibenden Einzelunternehmungen iſt auszubauen. 
Während für den Aufſchluß von Bergwerken die 
Gewerkſchaft mit nicht begrenztem Kapital, das durch 
Zubuße einfach und jederzeit erhöhungsfähig iſt, als 
beſonders geeignete Geſellſchaftsform anerkannt 
werden muß, iſt für die in Förderung ſtehenden 
Bergwerksunternehmungen vom Beginn der dauernd 
gejicherten Rentabilität ab die Aktiengeſellſchaft die 
geeignetſte Geſellſchaftsform. Die Aktiengeſellſchaſt 
iſt jedoch durch die Schaffung von Aktien mit Divi⸗ 
dendenbeſchränkung und von Kleinaktien neben den 
gewöhnlichen Stammaktien zu verbeſſern. 

II. Die Organiſation des Kohlenbergbaues, ſo 
fortgeſchritten ſie durch die Syndikate in bezug auf 
den Vertrieb der Erzeugniſſe iſt, entſpricht in ted- 
niſch⸗wirtſchaftlicher Beziehung nicht allen Er⸗ 
forderniſſen. 

Es iſt notwendig: 

a) die Zuſammenlegung kleiner, zum Teil abge⸗ 
bauter Grubenfelder zum Zwecke rationellen 
und vollſtändigen Abbaus, 

b) der Zuſammenſchluß von Unternehmungen mit 
beſonders guten Flözverhältniſſen mit im Auf⸗ 
ſchluß ſtehenden oder aufzuſchließenden Fel⸗ 
dern, deren Betrieb im Geſamtintereſſe der 
Wirtſchaft notwendig iſt, 

e) der Zuſammenſchluß von Unternehmungen nach 
dem Geſichtspunkt des Ausgleichs, der aus 
guten Flözen erzielten höheren Erträgniſſe 
mit den aus minderen Flözen erreichbaren, 
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d) der Zuſammenſchluß von Unternehmungen, 
deren Kohlenvorkommen in abſehbarer Zeit 
abgebaut iſt, damit ſie nach dem Geſichts⸗ 
punkt der Konzentration der geiſtigen und ma⸗ 
teriellen Kräfte rechtzeitig zuſammen den für 
die Geſamtwirtſchaft notwendigen Bau neuer 
Schachtanlagen durchführen können. 

e) Die Zuſammenfaſſung von bergbaulichen 
Unternehmungen muß fernerhin unter dem 
Geſichtspunkt und in dem Ausmaß und Um- 
fang erfolgen, um damit geeignete Größen für 
den Betrieb von Kohlenbergwerken für die 
konſumierende und weiterverarbeitende In⸗ 
duſtrie zu ſchaffen. 

III. Die Beteiligung der Allgemeinheit an 
den Erträgniſſen des Bergbaues iſt im Wege der 
Beſteuerung zu verwirklichen. Die beſtehende Koh- 
lenſteuer iſt nach wirtſchaftlichen Geſichtspunkten zu 
individualiſieren und auszubauen. 

Die von der Sozialiſierungskommiſſion vor⸗ 
gelegten Vorſchläge gehen von der Auffaſſung aus, 
daß der Kohlenbergbau ein von der Geſamtwirt⸗ 
ſchaft unabhängiges Eigenleben in ſich führen 
könnte. Dieſe Auffaſſung trägt den tatſächlichen 
Verhältniſſen und den wirtſchaftlichen Notwendig⸗ 
keiten nicht Rechnung. Sie führt dazu, daß die 
natürlichen Zuſammenhänge zwiſchen Bergbau und 
weiterverarbeitender Induſtrie und Verbrauch ge- 
löſt oder geſchwächt, mindeſtens nach Vorſchlag 2 
feſtgelegt und erſtarren werden, und daß jede 
techniſche und organiſche Weiterentwicklung des 
Produktionsprozeſſes in ſeiner Geſamtheit gedacht, 
verbaut wird. Die Durchführung der Vorſchläge 1 
oder 2 wird die notwendige Konzentration der wirt 
ſchaftlichen und produktiven Kräfte unmöglich 
machen. 

Die hier niedergelegten Auffaſſungen über die 
notwendige organiſche Ausgeſtaltung des Produk— 
tionsprozeſſes müſſen durch die Geſetzgebung durch— 
geführt werden, ſoweit dies möglich iſt. Darüber 
hinaus wird es Aufgabe des Reichswirtſchaftsrats 
und einer Regierung fein, die der Zeit und den 
wirtſchaftlichen Notwendigkeiten gewachſen iſt, dieſen 
Grundſätzen durch das ihnen immanente Gwer- 
gewicht Geltung zu verſchaffen. Jede zentraliſtiſche 
Verwaltung und die aus ihr entſtehenden Eingriffe 
ſind als hemmend und ſtörend abzulehnen. Das 
Wirtſchaftsleben des beſiegten Deutſchlands kann 
als Grundlage der Kultur und des Wohlſtandes 
nur wiedererſtehen, wenn die geiſtigen und ma⸗ 
teriellen Kräfte unſeres Volkes ſich durch ſich 
ſelbſt zu neuem Leben durchringen. 


HI Minderheitsvotum Werner. 


In der Kommiſſion ſtimmten die Anſichten 
über die durch unſere geſamte Wirtſchaftslage be⸗ 
dingten drohenden Gefahren ſowie über das anzu- 
ſtrebende Ziel der möglichſt großen Ausfuhr von 
Erzeugniſſen der Fertiginduſtrie überein. Ueber den 
Weg, der zu dieſem Ziele führt, gingen die An⸗ 
ſichten jedoch unüberbrückbar auseinander. Der Be⸗ 


richt der Mehrheit iſt, ſoweit möglich, übernommen 
worden. 

1. Die Frage der Sozialiſierung des Kohlen- 
bergbaues iſt beſonders für das beſiegte Deutſch⸗ 
land keine Frage des Bergbaues allein, jondern 
eine Frage der Geſamtwirtſchaft. Die Frage iſt ab⸗ 
zuſtellen auf die Frage der Regelung der Wirt⸗ 
ſchaft. 

Es iſt anzuſtreben: 

Die Sicherſtellung, daß alle Produktionsmittel 
im höchſten geſamtwirtſchaftlichen Intereſſe der 
Volksgeſamtheit ſo vollſtändig und ſo rationell als 
möglich ausgenutzt werden unter gleichberechtigter, 
vollwertiger Mitbeteiligung und dementſprechend 
Witbeſtimmung und Mitverantwortung aller an der 
Produktion Beteiligten. 

Soweit der Begriff „Sozialiſierung“ fid 
ledigliſch in der Vergeſellſchaftung der Pro- 
duktionsmittel erſchöpfen foll, d. h. in dem Ueber- 
gang des Eigentums an den Produktionsmitteln aus 
dem Eigentum phyſiſcher oder juriſtiſcher Perſonen 
auf ein die Volksgeſamtheit repräſentierendes Nechts⸗ 
ſubjekt, iſt er lediglich einer Verſtaatlichung gleich⸗ 
zuachten. Nur neue Wirtſchaftsformen, die die 
höchſte Ausnutzung der Produktionsmittel im gemein- 
wirtſchaftlichen Intereſſe durch gemeinſame Arbeit 
ſicherſtellen, tragen die moraliſche Rechtfertigung für 
Eingriffe in die beſtehende Rechtsordnung in ſich. 

Nach dem Zuſammenbruch Deutſchlands kann 
die Zukunft des deutſchen Volkes nur auf der ziel- 
bewußten Zuſammenfaſſung feiner pſyſiſchen und 
wirtſchaftlichen Kräfte gewährleiſtet werden. Eine 
Konzentration dieſer Kräfte iſt notwendig, denn dem 
deutſchen Volke ſind nur die Menſchen und ſeine 
Produktionsmittel geblieben. Es muß nach Wegen 
geſucht werden, die eine Zuſammenfaſſung der 
pſychiſchen und wirtſchaftlichen Kräfte gewährleiſten. 
Die Arbeit muß rationeller, die Ergebniſſe der 
Arbeit müſſen hochwertiger geſtaltet werden. 

Deshalb iſt durch die Umgeſtaltung unſerer 
Wirtſchaft die Möglichkeit zu ſchaffen, dieſe Ziele 
zu erreichen. 

Der Kohlenbergbau als der Ausgang und Die 
Grundlage jeglicher Produktion muß der Ausgangs- 
punkt der Umbildung ſein. Seine Umgeſtaltung 
muß in der Weiſe erfolgen, daß der Ausbau der 
anderen Wirtſchaftszweige in der gleichen gemein- 
wirtſchaftlichen Richtung fih ſpäter organiſch an⸗ 
schließen kann, daß außerdem keine Störung im 
geſamten Produktionsprozeß bei der jetzt notwendigen 
Umftellung eintritt. 

II. Dieſe Weiterentwicklung im Intereſſe der 
Volksgeſamtheit muß folgende Ziele anſtreben: 

1. Ziel der Produktion iſt die Schaffung höchſter 
Werte im Inland. Nur dieſe ſichert einem mög⸗ 
lichſt großen Teil des Volkes einmal die Möglich⸗ 
keit der Arbeit, dann den höchſten Gegenwert für 
die Arbeitsleiſtung und der Volksgeſamtheit den 
Lebensunterhalt. Der Produktionsprozeß muß daher 
bis in die qualitativ und quantitativ höchſte Ber- 
feinerung ausgedehnt werden. 
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2. Angeſichts der dem Ausland ſchuldigen 

geldlichen Leiſtungen dürfen möglichſt nur die Er⸗ 
zeugniſſe dieſer weitgehendſten Verfeinerung aus⸗ 
geführt werden, es ſei denn, daß anzuerkennender 
Auslandsbedarf und rationelle Frachtwirtſchaft die 
Ausfuhr von Kohlen erheiſchen. 
i 3. Der Produktionsprozeß muß daher jo ge- 
ſtaltet werden, daß durch Verbilligung der Selbſt⸗ 
koſten einmal bei der Ausfuhr in das Ausland der 
höchſtmögliche Nutzen verbleibt und daß gleich⸗ 
zeitig der Inlandsbedarf möglichſt billig gedeckt wer⸗ 
den kann. 

II. Dieſe Ziele können nur erreicht werden, 
wenn die Kohlenproduktion geſteigert und den 
Zwiſcheninduſtrien und den Endinduſtrien die benötig⸗ 
ten Brennſtoffe in ausreichenden Mengen, richtigen 
Sorten und zu angemeſſenen Preiſen zur Verfügung 
ſtehen. Dieſen Induſtrien iſt daher die Möglichkeit 
fördernder Einwirkung auf den Kohlenbergbau zu 
geben: 

1. Die Steigerung der Kohlenförderung iſt durch 
eine Intereſſierung aller im Betriebe Tätigen am 
Leben und Blühen des Werkes und des gejamten 
Kohlenbergbaues zu erreichen. Im Bergbau ſpielt 
die Arbeitsleiſtung des Menſchen die Hauptrolle. Die 
Leiſtung ſteigt daher am meiſten, wenn die Arbeits- 
freudigkeit geweckt wird. Dieſes läßt ſich durch die 
Beteiligung der Arbeitnehmerſchaft an der Leitung 
des Werkes (Betriebsrat) erreichen. Durch die Mit- 
arbeit des Betriebsrates laſſen fih alle im Sinne 
der Produktionsſteigerung liegenden Maßnahmen am 
ſicherſten und erfolgreichſten durchführen, alle die 
Produktion hemmenden Störungen beſeitigen. 

2. Beſtehende Verbindungen zwiſchen kohlenver⸗ 
brauchenden Induſtrien und einzelnen Bergwerken 
find, falls dieſe Verbindung im gemeinwirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſe liegt, durch Verträge aufrechtzuerhal⸗ 
ten. Außerdem ift durch eine Verbindung der Lei⸗ 
tung beider Werke, d. h. durch gegenſeitige Vertre⸗ 
tung im Aufſichtsrat die ſinngemäße Erfüllung der 
Abmachungen ſicherzuſtellen. Ermöglicht diefe Ver⸗ 
bindung die Aufwendung beſonderer Wittel von 
ſeiten des verbrauchenden Werkes zur Erhöhung 
der Förderung, iſt dem verbrauchenden Werk der 
weſentliche Teil der erhöhten Förderung zu überlaſſen. 

IV. Der Ausbau der Organiſation. 
Die Ueberführung des Kohlenbergbaues in die Ge— 
meinwirtſchaft hat auf genoſſenſchaftlicher Grund⸗ 
lage zu erfolgen. Träger der Genoſſenſchaft iſt eine 
von der Geſetzgebung beſtimmte Körperſchaft, die 
deutſche Kohlengemeinſchaft. Bei der Organiſation 
der deutſchen Kohlengemeinſchaft iſt darauf Gewicht 
zu legen, daß ſich innerhalb der Organiſation gegen- 
ſätzliche Intereſſen der Verbraucher, Produzenten 
und der Allgemeinheit ausgleichen, ſo daß das 
Kräfteverhältnis zwiſchen den einzelnen Gruppen 
richtig ausbalanziert wird. Den führenden Perſön⸗ 
lichkeiten muß Selbſtändigkeit und Initiative im 
weiteſten Umfange erhalten bleiben. Alle Dinge, die 
im Kreiſe der einzelnen Glieder der Kohlengemein⸗ 
ſchaft ſelbſtändig erledigt werden können, find an 


Ort und Stelle endgültig zu erledigen. Jede Burcau⸗ 
kratiſierung und hindernde Ueberordnung iſt auszu⸗ 
ſchalten. 

Aehnlich wie in den Konſumgenoſſenſchaften iſt 
die oberſte Körperſchaft die Generalverſammlung, 
der Neichskohlenrat. Er ift das geſetzgebende Organ. 
Ihm folgt der Aufſichtsrat, genannt Reichskohlen⸗ 
aufſichtsrat. Dieſe Körperſchaft iſt die Kontrollinſtanz. 
An dritter Stelle kommt das Reichskohlendirektorium 
als ausführendes Organ. Ihm ſind die nach den Er⸗ 
forderniſſen der größten Wirtſchaftlichkeit zu er⸗ 
richtenden Generaldirektionen untergeordnet, deren 
Zahl etwa 20 betragen ſoll. 

1. Der Reichskohlenrat jolt ſich zu gleichen 
Teilen aus Arbeitnehmern des Bergbaues, Ver⸗ 
brauchern und Vertretern der Allgemeinheit, die 
von den geſetzgebenden Körperſchaften bzw. der Rea 
gierung zu beſtimmen ſind, zuſammenſetzen. Seine 
Mitglieder find außerdem die Aufſichtsräte in den, 
einzelnen Generaldirektionen. Deshalb iſt die Größe 
des Veichskohlenrats jo zu bemeſſen, daß die Zahl 
ſeiner Mitglieder durch die Zahl der General- 
direktionsbezirke teilbar ift. Der Reichskohlenrat 
gibt ſich ſeine Geſchäftsordnung ſelbſt. 

2. Der Kohlenaufſichtsrat ſoll aus mindeſtens 
24 Mitgliedern beſtehen. Seine Befugniſſe ſind 
ebenfalls durch Satzungen feſtzulegen. Er iſt kon⸗ 
trollierendes und beratendes Organ des Reichs⸗ 
kohlendirektoriums. 

3. Das Neichskohlendirektorium iſt das aus⸗ 
führende Organ. Es muß aus mindeſtens fünf 
Mitgliedern beſtehen. Vom Reichskohlenrat iſt zu 
beſtimmen, worüber das Kohlendirektorium allein 
verfügen kann und welche ſeiner Maßnahmen der 
Zuſtimmung des Kohlenaufſichtsrates bebürfen. Dieſe 
letzteren Dinge werden in gemeinſchaftlichen 
Sitzungen des Direktoriums und des Aufſichtrates 
oder in gemeinſchaftlichen Kommiſſionen beſchloſſen. 
Abſtimmungen erfolgen in der Weiſe, daß jede 
Körperſchaft für ſich abſtintemmt. Zur Annahme der 
Anträge iſt die Mehrheit in beiden Körperſchaften 
notwendig. Beide Körperſchaften ſind berechtigt, An⸗ 
träge zu ſtellen. Im Falle eines Konfliktes ent⸗ 
ſcheidet der Neichskohlenrat. 

Das Reichskohlendirektorſum beſtellt die Ge- 
neraldirektoreu. Es erledigt alle Dinge, die nur 
an zentraler Stelle erledigt werden können, wie 
Schulfragen, Unterſtützung der Bergbauwiſfſenſchaft, 
ſoziale Fragen. Es ſorgt weiter für eine Verein⸗ 
fachung des geſamten Vurecaubetriebes, für Ver- 
einheitlichung in der Abrechnung, in der Buch⸗ 
führung und in der Bilanzierung. Auf techniſchem 
Gebiete ſorgt es für die Normaliſierung der Be- 
triebseinrichtungen. Es iſt weiter Kontrollinſtanz 
der Leiſtungen. Ferner muß es ſeine Zuſtimmung 
zu allen geplanten Neuaniagen geben, die über 
laufende Betriebsauslagen, die in weitherzigſter 
Weiſe für die einzelnen Generaldirektionen feft- 
zulegen ſind, hinausgehen. 

4. Den Generaldirektoren ijt ein Aufſichtsrat 
beizugeben, der aus den Kreijen des Neichskohlen⸗ 


rates entnommen wird. Dieſem Aufſichtsrat ge- 
hören die Arbeitnehmer im gleichen General⸗ 
direktionsbezirk an, ferner jene Verbraucher, die 
von den Kohlenwerken im Generaldirektionsbezirk 
beſonders ſtark beliefert werden und die Witglieder 
des Veichskohlenrates find. Die Benennung der 
Aufſichtsratsmitglieder, deren Zahl mindeſtens zwölf 
für jeden Generaldirektionsbezirk betragen und die 
Vertreter aller drei Gruppen im Reichskohlenrat 
umfaſſen müſſen, erfolgt durch den Neichskohlenrat. 
Durch dieſe Einrichtung wird es ermöglicht, den 
Mitgliedern des Neichskohlenrates die weiteſtgehende 
Einſicht in vie Verhältniſſe des Bergbaues und 
die Erforderniſſe des Vetriebes zu ermöglichen. Da⸗ 
durch wird der Reichskohlenrat ein Kollegium von 
Sachverſtändigen, welches imſtande iſt, die zur Be⸗ 
handlung ſtehenden Fragen in der ſachlichſten Weiſe 


zu löſen. Die Generaldirektoren erhalten anderer- 
ſeits eine weitgehende Rückendeckung bei ihrer 
Tätigkeit. In die Auſſichtsräte der General- 


direktionen können außerdem Vertreter jener ver⸗ 
brauchenden Induſtrien, die mit einzelnen Kohlen⸗ 
werken beſonders eng verbunden ſind, hinzuge⸗ 
nommen werden. Dafür find Mitglieder des Auf⸗ 
ſichtsrates des Generaldirektionsbezirkes in den Aufa 
ſichtsrat des verbrauchenden Werkes zu ſenden. In 
die abzuſchließenden Verträge ſind dahingehende Be⸗ 
ſtimmungen aufzunehmen. 


5. Den einzelnen Werken iſt ein weitgehendes 
Eigenleben zu geſtatten. Gutgeleitete Werke, d. h. 
ſolche mit verhältnismäßig guter Leiſtung, die im 
Sinne der Richtlinien der Kohlengemeinſchaft allen 
Anſprüchen gerecht werden, dürfen durch Ver⸗ 
waltungsmaßnahmen in keiner Weiſe beengt werden. 
Eingriffe in den Betrieb dürfen nur auf ſolchen 
Werken bzw. Generaldirektionen erfolgen, in denen 
es durch die Sachlage, nicht aber auf Grund bureau⸗ 
kratiſcher Bedenken notwendig erſcheint. 
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6. Die Generaldirektionen eines Reniers ſowie 
deren Aufſichtsräte müſſen die Möglichkeit haben, 
zur Behandlung gemeinſchaftlicher Intereſſen im 
Revier als Reviergruppen zuſammenzutreten. Die 
Zuſammenfaſſung muß die möglichſt raſche und un⸗ 
geſtörte Erledigung aller Angeiegenheiten ermög⸗ 
lichen. Dieſe Nevierinſtanzen find auch für den. 
Abſchluß von Tarifverträgen zuſtändig. 

V. Für den Aufbau der Betriebsräteorgani⸗ 
ſation wird auf Vorſchlag I der Sozialiſierungs⸗ 
kommiſſion verwieſen. 

Außerdem iſt aber den Regionalräten eines 
Reviers die Zuſammenfaſſung für ein ganzes aus 
mehreren Generaldirektionen beſtehendes Revier zu 
ermöglichen. 

VI. Ablöſung der Unternehmer. Die 
Kohlengemeinſchaft gibt Obligationen aus, mit denen 
fie die Unternehmer entſchädigt. Die Obligationen 
ſind mit 4% verzinslich. Ein Teil wird jährlich 


ausgeloſt. Hierzu iſt ein Drittel des Reingewinnes 
zu verwenden. 
VII. Die Preisbildung. Die Preis- 


bildung erfolgt nach rein kaufmänniſchen Geſichts⸗ 
punkten. Für die Preisfeſtſetzung ift ein überein⸗ 
ſtimmender Beſchluß vom Reichskohlendirektorium 
und Kohlenaufſichtsrat notwendig. Iſt keine Ueber⸗ 
einſtimmung zu erzielen, entſcheidet das Plenum des 
Reichskohlenrates. Das Einſpruchsrecht des Reiches 
iſt durch ſeine Vertreter in der Kohlengemeinſchaft 
genügend berückſichtigt. 

VIII. Reingewinn. Das Reich ift nicht 
am Reingewinn zu beteiligen, ſondern kann die von 
ihm für erforderlich gehaltenen Abgaben von der 
Kohlengemeinſchaft in Form von Kohlenſteuern er⸗ 
heben. Der Reingewinn iſt zu einem Drittel zur 
Auslöſung der Obligationen, zu einem Drittel zu 
Rücklagen und zu einem Drittel für kulturelle Zwecke 
im Intereſſe der bergbautreibenden Bevölkerung 
zu verwenden. 


Revue der Mreſſe. 


Ueber die Wirtſchaftslage in Oeſterreich 
läßt ſich die „Rölnifche Volkszeitung“ (10. November) 
aus Wien berichten: Oeſterreich iſt, wie in Brüſſel geſagt 
wurde, der einzige Staat, der nur durch ausländiſche Hilfe 
über Waſſer gehalten werden kann. Aeber die Lage der 
öſterreichiſchen Wirtſchaft läßt ſich ein feſtes Bild nicht 
geben. In den Sommermonaten vorigen Jahres kamen 
im Gefolge der militäriſchen Miſſionen der Weſtmächte 
Kaufleute aus den Ländern der großen Entente und 
begannen den Ausverkauf Oeſterreichs. Jedoch dieſe 
Welle iſt allmählich abgeebrt, und der Weg nach dem 
Weſten iſt der öſterreichiſchen Induſtrie jetzt verſchloſſen, 
weil ihre Preiſe zu ſehr geſtiegen ſind. Dagegen treten 
Rumänien und Jugoſlawien nach dem Anjteigen ihrer 
Valuta, als Abnehmer öſterreichiſcher Erzeugniſſe auf. 
Aber angeſichts der beſchränkten Leiſtungsfähigkeit der 
ößcerreichicchen Eiſeninduſtrie kann Oeſterreich nur einen 


Teil des rumäniſchen Ausfuhrkontingents aufbringen. 
Durch den Mangel an Kohle und Koks (der Monats- 
bedarf an Kohle und Koks beträgt rund 12½ Millionen 
Meterzentner, während nur 5½ Millionen Meterzentner 
pro Monat zur Verfügung ftehen) ift die Lage der öfter- 
reichiſchen Induſtrie als durchaus unbefriedigend zu be 
zeichnen. Außerdem iſt ſie bedroht durch die Beſtre 
bungen der öſtlichen Staaten zu wirtſchaftlicher Eigen- 
leiſtung. Die ſtaatlichen Induſtriewerke haben fich nun- 
mehr auf die Herſtellung von Friedensware umgeſtellt 
und fertigen in der Hauptſache landwirtſchaftliche Ma 
ſchinen an. Die Lage der Elektrizitätsinduſtrie kann nicht 
als ungünſtig bezeichnet werden, nachdem im Augenblick 
große Pläne der Waſſertriebwerke und der Ausrüſtung 
der Alpenbahnen verwirklicht werden. Die Handelsbilanz 
ift paſſiiv, einer Ausfuhr von 97 000 Waggons ſteht 
eine Einfuhr von 420000 Waggons (davon 280 900 
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Waggons Kohle) gegenüber. Dieſe Zahlen ſprechen 
deutlich für die Unmöglichkeit der öſterreichiſchen Volks⸗ 
wirtfchaft. — Den Gedanken der 
Zivildienſtpflicht 
beſpricht Reichminiſter a. D. Gothein in der 
„Breslauer Zeitung“ (12. November) und würdigt im 
Beſonderen die großen techniſchen Schwierigkeiten, die die 
Einrichtung des Arbeits dienſtjahres zu überwinden hätte. 
Die militäriſche Erziehung, die u. a. das Ziel hatte, die 
körperlichen Fähigkeiten auszubilden und die Menſchen 
leiſtungsfähig zum Ertragen von Strapazen zu machen, 
erreichte dieſes Ziel durch den Turnunterricht in den 
Kaſernen Wie ſoll die zivile Arbeitsdienſtpflicht dieſen 
Forderungen genügen? Für welchen Beruf ſoll überhaupt 
der Dienende körperlich und geiſtig ausgebildet werden? 
Der Gedanke der Arbeitsdienſtpflicht geht davon aus, 
produktive, nutzbringende Arbeit zu ſchaffen und das 
Reich durch die obligate unentgeltliche Arbeitsleiſtung 
des Einzelnen zu entlaſten. Entweder dürfte dann nur 
Arbeit ausgeführt werden, zu der ungelernte Arbeiter 
gebraucht werden können, oder aber es müßte ein 
Unterricht in verſchiedenen Handfertigkeiten erteilt werden. 
Die ſchwere körperliche Arbeit aber des ungelernten 
Arbeiters iſt nicht geeignet, den Körper zu kräftigen und 
geſchmeidig zu machen. Es läge auch nahe, das Arbeits 
dienſtjahr für die Steigerung der Kohlenförderung 
nutzbar zu machen, aber bei den Kohlengruben fehlen 
die Anterkunftsräume und außerdem iſt die Tätigkeit 
des Vergmannes keine geſundheitsfördernde. Die großen 
Waſſerbauten für Kanal- und Kraftzwecke könnten durch 
Arbeitsdienſtpflichtige bewältigt werden Aber auch hier 
müßte die Baracke die Kaſerne erſetzen, und Arbeiter, 
die in ihrem Berufe eine feine Hand brauchen, würden 
bei dieſer Tätigkeit ihre Geſchicklichkeit einbüßen. Des 
weiteren bedeutet einmal die Anterbrechung der beruf- 
lichen Arbeitsausbildung durch das Dienſtjahr eine 
ſchwere volkswirtſchaftliche Schädigung, zum anderen 
Male würde die Organiſation der Arbeitsdienſtpflicht 
außerordentlich koſtſpielig werden, weil Zwangsarbeit 
immer die unproduktivſte Arbeit iſt und infolge des 
ungeheuren bürokratiſchen Apparates, den man für ihre 
Aufrichtung organiſieren müßte. Hierzu kommt noch, 
daß die Entente den Plänen des Arbeitsdienſtjahres 
außerordentlich mißtrauiſch gegenüberſteht, die ſozialen 
Parteien ſie aufs entſchiedenſte ablehnen, die Demokraten 
ſich überwiegend im Widerſpruch zu ihnen befinden und 
endlich die anderen Parteien ſich ſo wenig mit ihnen 
beſchäftigt haben, daß man nicht vorausſehen kann, ob 
ſie ſie durchweg aufnehmen würden. — Zu den 
20 Millionen für die Leipziger Meſſe, 

die das Meßamt für die Muſtermeſſen in Leipzig als 
Reichsunterſtützung gefordert hat, nimmt Ernſt Gold⸗ 
freund, Leipzig, in der „Voſſiſchen Zeitung“ 
(13. November) kritiſch Stellung. Er iſt der Anſicht, daß 
der Zuſchuß von 2 Millionen, den das Leipziger Meßamt 
bis jetzt bekommt, für die Propaganda im In⸗ und 
Auslande abſolut nicht ausreicht, ſo daß die Bewilli⸗ 
gung der von Leipzig geforderten 20 Millionen nur zu 
wünſchen wäre. Dieſes Geld, das der deutſchen Volfs- 
wirtſchaft vielfachen Nutzen bringt und auf anderen 


Wegen dem Reich wieder zufließt. darf nicht aus 
falſcher Sparſamkeit zurückgehalten werden. Aber drin- 
gend zu fordern iſt eine andere Organiſation des Leip- 
ziger Meßamtes, über deſſen Bürokratismus Ausſteller 
ſowohl als auch Einkäufer ſich beklagen. Vor allen Dingen 
aber muß das literariſche Büro des Meßamtes einen 
Leiter bekommen, der aus den Kreiſen der Preſſefach⸗ 
leute ſtammt und der ebenſo wie der Leiter des lite. 
rariſchen Büros des Frankfurter Meßamtes es verſteht, 
die richtige Propaganda mit der Preſſe des In- und 
Auslandes für Leipzig zu machen und über die hierzu 
nötigen Fachkenntniſſe und Beziehungen verfügt. — In 
einem Artikel 
Mehr Zucker 

beſchäftigt ſich Hubert Riemann, Magdeburg, in der 
„Magdeburger Zeitung“ (17. November) mit der 
deutſchen Zuckerverſorgung. Die vorjährige Zuckerernte 
Deutſchlands ergab 14 Millionen Zentner (1913—54 Mil- 
lionen Zentner). Der deutſche Friedensverbrauch für 
unſere heutige Bevölkerungsziffer war etwa 25 Millionen 
Zentner. Nur den Referven, die die Regierung aus 
dem Vorjahre noch hatte, war es zu verdanken, Da’; 
neben der reichlichen Verſorgung der Marmelade- und 
Kunſthonigfabriken und der Bienenzüchter für den 
Haushaltszucker das verteilte Quantum übrigblieb. 
In dieſem Jahre erwarten die Optimiſten eine Zucker. 
ernte von 22— 24 Millionen Zentner. Man darf aber 
nicht glauben, daß man im nächſten Sommer den Friedens 
zuckerbedarf im Haushalt wird decken können, da die 
Regierung unter allen Amſtänden wieder Reſerven 
ſchaffen muß. An Mehranbau iſt trotz der erhöhten 
Preiſe nicht zu denken, weil der Rübenbauer mißtrauiſch 
gegen die Zwangswirtſchaft ift. Der für 1920/21 feft- 
geſetzte Rohzuckerpreis von -Æ 150.— brachte nicht den 
Anreiz zur Vergrößerung des Nübenanbaus, weil die 
Kartoffelpreispolitik der Regierung die Pläne der 
Zuckerbewirtſchaftungsſtelle durchkreuzte. Das Vertrauen 
der Rübenbauern ift verſcherzt. Der Bauer fürchtet 
immer noch, beim Anbau der Rüben einen geringeren 
Erlös wie beim Anbau von anderen Früchten zu erzielen. 
Wenn aber die Regierung den Preis erſt nach dem 
Ernteausfall feſtſetzt, fo it das erſt recht kein Anreiz 
für den Landwirt, den Anbau zu vergrößern. Denn 
rechnet die Landwirtſchaft mit auskömmlichen Preiſen 
und dehnt den Aubau aus —, und es kommt dazu eine 
günſtige Ernte, dann muß die Regierung dem Drängen 
der Bevölkerung nachgeben und den Preis abbauen. 
An Zuckerexport ift auch nicht zu denken, da der Welt. 
marktpreis bei günſtiger Ernte gleichfalls gering iſt. 
Der Landwirtſchaft erwächſt alsdann durch die Aug- 
dehnung der Anbauflächen ein Schaden, den ſie nicht zu 
tragen gewillt iff. Am aber die Landwirte zum Anbau 
zu reizen und den Mundzucker zu ſichern, ſchlägt 
Riemann folgendes vor: Der Mundzucker foll zu einem 
beſtimmten Preiſe rationiert werden. Für den über- 
ſchüſſigen Teil der Erzeugung aber ſoll freie Wirtſchaft 
eintreten. Damit wäre der Anreiz zu größerem Anbau 
gegeben. Aber zu dieſem Schritt müßte die Regierung 
ſich ſehr ſchnell entſchließen, damit ſie nicht mit ihren 
Verordnungen erſt wieder kommt, wenn die Ackerflächen 
im ganzen Reich eingeteilt und boſtellt find. 


— 373 — 


Umschau 

Seit der Beendigung des Krie- 
Fn. Geheimstatistik. ges, seitdem berechtigte Gründe 
für die Geheimhaltung der Statistik des deutschen 
Aussenhandels nicht mehr angeführt werden konnten, 
ist im „Plutus“ immer wieder mit Nachdruck die 
Forderung vertreten worden, endlich auch auf dem 
Gebiete der wirtschaftsstatistischen Veröffentlichungen 
die Methoden der Kriegsberichterstattung zu ver 
lassen und wenigstens auf das Niveau von 1913 
zurückzukehren. Als während der Brüsseler Finanz- 
konferenz unter dem moralischen Druck des Ver- 
gleichs mit den von allen anderen Ländern offen 
dargelegten Aussenhandelsziffern sich auch die deut- 
sche Regierung entschloss, zwar keine friedensmässig 
gegliederte Aussenhandelsstatistik aber doch 
wenigstens einige Endziffern zu veröffentlichen, da 
schien es, als ob nun der erste Schritt auf dem Wege 
zur Besserung gemacht sei, und man durfte auf 
Weiterentwicklung hoffen. Dass man an diesem 
ersten Schritt keine reine Freude hatte, soll hier nur 
nebenbei erwähnt werden. Die damals veröffent- 
lichten Zahlen waren in ihrer Berechnung sehr an- 
fechtbar. Der Zeitpunkt der allzulange zurückge- 
haltenen Veröffentlichung war ungeschickt, die Glie- 
derung und Kommentierung des Ziffernwerkes in 
höchstem Masse unzulänglich. Die Kritik, die dann 
vor etwa 2 Monaten — im „Plutus“ und an anderen 
Stellen — geübt worden ist, hätte das Reichswirt- 
schaftsministerium, dem das Statistische Amt unter- 
steht, veranlassen sollen, möglichst schnell die 
Aussenhandelsziffern ausführlicher, vernünftiger be- 
rechnet und gegliedert, und vor allen Dingen regel- 
mässig zu veröffentlichen. Statt dessen hat es sich 
seitdem wieder in völliges Schweigen gehüllt. Wie 
weit die Diskretion, mit der diese Statistik behandelt 
wird, getrieben wird, dafür ist eine Anfrage sehr 
charakteristisch, die von den Abgeordneten Dr. Frank, 
Lindgens jr., Mahler und Wallerstein im Reichs- 
wirtschaftsrat eingebracht worden ist. Sie 
lautet: „Die Aussenhandelsstelle der 
Lederwirtschaft hat sich sowohl an das Reichs- 
wirtschaftsministerium wie an das Statistische Amt 
und an den 5. Ausschuss der Nationalversammlung 
um Ueberlassung der amtlichen Ein- und Ausfuhr- 
zahlen betreffend die Lederwirtschaft gewandt. Trotz 
verschiedentlicher Bemühungen sind die amtlichen 
Ein- und Ausfuhrzahlen nicht zur Verfügung ge 
stellt worden. Es ist bekannt, dass amtliche Sta- 
tistiken über Ein- und Ausfuhr gedruckt vorliegen. 
Um die Arbeit der Aussenhandelsstelle unterstützen 
zu können, ist die Ueberlassung der statistischen 
Zahlen von ausserordentlicher Wichtigkeit, da ver- 
antwortungsvolle Entscheidungen über Zulassung 
oder Beschränkung der Ein- und Ausfuhr nur auf 
Grund statistischen Materials getroffen werden können. 
Ist der Herr Reichswirtschaftsminister bereit, diese 
Zahlen jetzt umgehend dem Arbeitsausschuss des 
Aussenhandelsausschusses der Lederwirtschaft zur 
Verfügung zu stellen?“ Also nicht einmal die 


Selbstverwaltungskörperschaften, denen amtliche 
Funktionen in der Regelung des Aussenhandels 
übertragen sind, erhalten die ihr eigenstes Gebiet 
berührenden Ziffern! Man muss anerkennen, dass 
ein solches Mass von Diskretion nur selten bei Be- 
hörden anzutreffen ist. Die Frage der an der Leder- 
wirtschaft interessierten Abgeordneten des Reichs- 
wirtschaftsrats muss aber erweitert werden dahin, 
ob der Reichswirtschaftsminister gedenkt, den Zustand 
der Kriegsverwahrlosung in der Veröffentlichung der 
Außenhandelsstatistik zu verewigen? Kriegssitten in 
Bezug auf statistische Veröffentlichungen bestehen 
aber leider nicht nur auf dem Gebiete des Außen- 
handels. Ist es nicht einigermaßen sonderbar, daß 
in einer Zeit, in der die Frage, ob eine Kapitalnot 
der Industrie besteht oder nicht, lebhaft erörtert 
wird, daß in einer Zeit, in der zwischen Amtsstellen 
und Vertretern der Bankwelt Diskussionen darüber 
stattfinden, ob eine Ergänzung des Kreditsystems 
über die Leistungen der Banken hinaus erwünscht 
Sei oder nicht, uns immer noch ein wichtiges Instru- 
ment zur Beobachtung der Bewegung der Banken- 


gelder, die Zweimonatsbilanzen, vorenthalten 
wird. Die Einstellung der Veröffentlichung der 


Zweimonatsbilanzen war eine Kriegsmaßnahme, die 
wahrscheinlich niemals sachlich begründet war, für die 
aber seit Jahren auch jeder Scheingrund fehlt. Es ist 
merkwürdig, daß auch die Reichsbank, die sich seiner 
zeit um die Einführung der Veröffentlichung der 
Zweimonatsbilanzen ein Verdienst erworben hat, jetzt 
sich augenscheinlich nicht darum kümmert, diesc 
Publikation wieder einzuführen. Die schwierigen wirt- 
schaftspolitischen Probleme, vor die uns die Nach- 
kriegszeit gestellt hat, erfordern von Rechtswegen 
einen Ausbau und eine Verfeinerung der Wirtschafts- 
statistik in allen ihren Zweigen; statt dessen erleben 
wir es, daß noch nicht einmal der wirklich nicht über- 
mäßig hohe Stand aus der Vorkriegszeit wieder er 
reicht wird. Wie lange noch? 

8 Man schreibt mir: 
Vereinigte Lausitzer Glaswerke. ‚Die angebliche 
Ueberfremdungsgefahr spielt bei modernen 
Finanztransaktionen eine immer grössere und leider 
oft recht bedenkliche Rolle. Gewöhnlich wird ja die 
Ausgabe von Vorzugsaktien mit mehrfachem Stimm 
recht mit Ueberfremdungsgefahr begründet. Bei den 
Vereinigten Lausitzer Glaswerken dient der 
gleiche Grund einer völligen Verschmelzung dieser 
Gesellschaft mit der A. E. G. Siemens & Halske resp. 
deren gemeinsamen Glühlampen-Konzein, der aus 
der Auergesellschaft hervorgegangenen Osram-Kom- 
manditgesellschaft. In der offiziellen Kundgebung über 
den Verschmelzungsvorschlag heisst es: „Im Interesse 
des Schutzes der deutschen Glühlampenindustrie 
gegen Ueberfremdungsgefahr, die sich bereits im 
Lausitzer Glasindustriegebiet geltend gemacht hat, 
haben die beiden führenden Gesellschaften, die R. E. G. 
und die Siemens & Halske A. G. sich entschlossen, 
den Vereinigten Lausitzer Glaswerken, die ein 
wichtiges Zwischenprodukt für die Glühlampen: 
fabrikation, nämlich die Glaskolben herstellen, ein 
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Angebot auf Verschmelzung der Gesellschaft mit den 
Unternehmungen der vorgenannten Gesellschaften 
zu machen .. Eigenartig ist hier zunächst, daß 
nicht etwa eine Ueberfremdungsgefahr bei der in 
Frage kommenden Gesellschaft selbst behauptet wird, 
sondern ganz allgemein von einer Ueberfremdungs- 
gefahr im Lausitzer Industriegebiet gesprochen wird. 
Die Urheber dieses Kommuniques dürften aber für 
diese unbestimmte Formulierung gute Gründe haben, 
denn sie werden sich wohl geniert haben zu behaupten, 
dass die Vereinigten Lausitzer Glaswerke selbst, deren 
Beherrschung durch die A. E. G., Siemens, Auer und 
die Berliner Handelsgesellschaft pisher nie im Zweifel 
stand, der Ueberfremdungsgefahr ausgesetzt sind. 
Wieso eine sonst im Industriegebiet herrschende 
Ueberfremdungsgefahr dadurch beseitigt wird, dass 
die Vereinigten Lausitzer Glaswerke mit den sie 
beherrschenden Mutterunternehmungen verschmolzen 
werden, ist nicht gerade leicht zu verstehen. Es ist 
begreiflich, dass in den Kreisen der Aktionäre 
die Auffassung Platz greift, dass die Ueberfrem- 
dungsgefahr mehr ein Vorwand ist, um ein 
Geschäft zu einem den Grossaktionären günstig 
erscheinenden Zeitpunkt abzuwickeln. Die Vereinig- 
ten Lausitzer Glaswerke sind sicherlich finanziell ein 
ausserordentlich reizvolles Objekt. In der Bilanz 
vom 31. Dezember 1919 erschienen bei 4,2 Mill. ©# 
Aktienkapital an Reserven 4,1 Mill. „. Ausser- 
dem erscheinen auf der Aktivseite alle Anlagekonten 
mit Ausnahme von Grundstücken und Gebäuden 
mit 1.— . Die letzte Dividende betrug 25%, An- 
gesichts der ausserordentlichen inneren Stärke der 
Lausitzer Bilanz — allein die Beteiligungen und 
Effekten, in denen noch erhebliche stille Reserven 
stecken dürften, stehen mit 6,38 Mill. zu 
Buche. Es ist begreiflich, dass kleine Aktionäre 
der Vereinigten Lausitzer Glaswerke der Meinung 
sind, das ihnen gemachte Angebot einer A. E. G. 
Aktie und einer Siemens-Aktie und darüber hinaus, 
eine Barzahlung von 750.— oM sei günstiger für die 
anbietenden Parteien, als für die Lausitzer Aktionäre. 
Wenn man die Börsenkurse im Augenblick der Ver- 
öffentlihung des Angebotes zugrunde legt, so 
machen zwar, äusserlich betrachtet, die Lausitzer 
Aktionäre ein ganz gutes Geschäft. Aber dabei 
muss berücksichtigt werden, dass das Verhältnis zur 
Rente und wohl auch im Verhältnis zu den inneren 
Reserven der Kurs der Lausitzer Aktien mit 660% 
viel weniger aufgebläht zu sein scheint, als der Kurs 
der A.E.G. Aktien mit 315,75 und der Kurs der 
Siemens & Halske Aktien mit 349 ½. Gerade der 
Prospekt bei der Ausgabe der neuen 4,2 Mill. c# 
Lausitzer Aktien, die in diesem Jahre erfolgte, enthielt 
zahlreiche Hinweise auf die ausgezeichnete innere 
Verfassung dieser Gesellschaft. Der Plan, von den 
Betrieben der Lausitzer Glaswerke diejenigen, die 
für die Glühlampenfabrikation von Bedeutung sind, 
der Osramgesellschaft anzugliedern, mag technisch 
sehr vernünftig sein. Der gute technische Zweck 
allein heiligt aber noch nicht die finanziellen Formen, 


die bei der Auflösung dieser Gesellschaft vor- 
geschlagen werden, durch die die wertvollen Reserven 
des Unternehmens verhältnismässig billig in die 
Hand der jetzigen Grossaktionäre unter Ausschaltung 
der Kleinaktionäre gebracht werden sollen. Das 
Angebot sollte deshalb von den Aktionären vor der 
Annahme sehr gründlich geprüft werden und sie 
sollten sich durch die angedeutete Ueberfremdungs- 
gefahr nicht blenden lassen." 


Börse und Geldmarkt. 


Die dritte Novemberwoche brachte die Aufwärts- 
bewegung der Devisenkurse an den deutschen Börsen 
nicht nur zum Stillstand, sondern sie stand im Zeichen 
eines jähen Sturzes der Devisen und im Zeichen wilder 
Schwankungen. Der Dollar, dessen Kursvor14lagen 
hier mit 82 erwähnt wurde, stieg noch weiter bis auf 
ungefähr 86, um am Donnerstag, den 18. November, 
zeitweise bis auf 63 zurückzugehen. Diesem jähen 
Sturz folgten die heftigsten Schwankungen, der Kurs 
stieg wieder bis auf 78, um am Wochenschluß, am 
20. November, mit 73° notiert zu werden. Ausge- 
gangen sind der Umschwung und die Nervosität des 
Devisenmarktes diesmal ganz offensichtlich von New 
York. Die Fieberbewegungen wurden daraufhin in 
Berlin umso krasser, als gerade einer der kritischen 
New Yorker Börsentage der Bußtagsmittwoch war, 
und sich deshalb in der Berliner Spekulation die 
Wirkungen von zwei Börsentagen konzentrierten. Der 
Devisenmarkt ist, diese Tatsache darf man nie außer 
Acht lassen, heute der ausgesprochenste Tummel- 
platz der Spekulation. Auf einem Markte, der in 
diesem Maße international von kleinen und großen 
Spekulanten beeinflußt wird, ist es von vornherein 
ein müßiges Beginnen, für jede einzelne Phase der 
Kursbewegung rein sachlichen Gründen nachspüren 
zu wollen. Schon in unserer letzten Betrachtung wurde 
darauf hingewiesen, wie wenig ernsthaft es ist, die 
jetzige Besserung des Markkurses mit der Hoffnung 
zu begründen, daß bei einem Friedensschluß von 
seiten Amerikas die Guthaben aus den deutschen 
Liquidationen frei werden würden. Denn von diesem 
Zeitpunkt trennen uns mindestens noch einige Mo 
nate, und in der Zwischenzeit wird, nach menschlicher 
Voraussicht, der Markt der Valuta noch häufige und 
heftige Schwankungen erleben. Nun hat sich in 
jüngster Zeit offenbar die kritische Lage an den ame- 
rikanischen Warenmärkten zugespitzt. Die Absatz. 
stockung scheint in der amerikanischen Industrie um 
sich zu greifen. Es wird von Stillegungen berichtet. 
Diese Konjunkturlage in Amerika läßt es natürlich 
möglich erscheinen, daß man ein lebhaftes Interesse 
daran hat, im Augenblick einmal den Markkurs etwas 
heraufzusetzen, um die Abstoßung amerikanischer 
Waren zu erleichtern. Für die deutsche Einfuhr kann 
eine solche Bewegung vorteilhaft sein, wenigstens 
dann, wenn cs gelingt, den Warenzufluß aus Amerika 
auf Rohstoffe zu beschränken. Aber es wäre ein ganz 
verfehlter Optimismus, wenn man sich nun einmal 


wieder der Illusion hingäbe, daß die Krise der Valuta 
überwunden sein wird und wir mit einer dauernden 
Besserungsperiode rechnen dürfen. Dafür sind weder 
in der inneren Verfassung unserer Geld- und Waren- 
wirtschaft die Voraussetzungen gegeben, noch in der 
Gestaltung unserer Zahlungsbilanzen. Die Erschei- 
nungen der letzten Woche zeigen vielmehr mit aller 
Deutlichkeit die Gefahr, die darin besteht, daß die 


Plulus-Merklalel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:“) 


Sonnabend, 
27. November 


| 


Montag, | 
29. November 


Dienstag, 
30. November 


Mittwoch, 
1. Dezember 


|l 


Donnerstag, 
2. Dezember 


~ 


Freitag, 
3. Dezember 


nisch - Westfälisches Elektrizitätswerk, 
Dresdner Bau-Gesellschaft. — Schluss 
des Bezugsrechts Aktien Press-, Stanz- 
und Ziehwerke Rud Chillingworth, Um- 
tauschfrist Hasper Eisen- und Stahl- 
werk. 


.- F., Berliner Elektrizitätswerke, Renner 
Leingarnspinnerei, Kammgarnspinnerei 
Gantzsch, Braunkohlen- und Briket- 
Industrie. 


G.-V.: Gutehoffnungshütte, Deutsche Post- 
und Eisenbahn-Verkehrswesen, Baum- 
wollspinnerei Mittweida, Chemische 
Fabrik Heyden, Tucher-Brauerei, Metall- 
werke Unterweser, Consolidierte Alkali- 
werke Westeregeln, Blei- und Silber- 
hütte Braubach, Sondermann & Stier 
A.-G. Chemnitz. — Schluss des Bezugs- 
rechts Bremen-Besigheimer Oelfabriken, 
Bezugsrechts Elektrizitäts- A.- G. in 
Frankfurt a. M., Bezugsrechts Alexander- 
werk v. d. Nahmer, Bezugsrechts Nord- 
deutsche Hochseefischerei Geestemünde, 
Bezugsrechts C. Lorenz A.-G., Bezugs- 
rechts A.-G. für Pappenfabrikation. 


G. -V. Tuchfabrik Aachen, Neptun-Schiffs- 
werft und Maschinenfabrik Rostock, 
Aschinger Akt.-Ges., Kammgarnspinnerei 
Meerane, Werkzeugmaschinenfabrik 
Union, Concordia Chemische Fabrik 
Leopoldshall. — Schluss der Ein- 
reichungsfrist Brauerei Königstadt. 

Ironage-Bericht. — Bankausweise Lon- 
don, Paris. — G.-V.: Voigtländer & 
Sohn, Ver. Märkische Tuchfabriken. 

Reichsbankausweis. — @.-V.: Berlinische 
Feuerversicherungs - Anstalt, Erfurter 
Elektrische Strassenbahn. Wunstorfer 
Portland - Cementwerke, Lederfabrik 
Hirschberg, Ver. Bautzener Papier- 


Montag, 
6. Dezember 


| 
Dienstag, 


7. Dezember 


Mittwoch, 
8. Dezember 


Donnerstag, 
9. Dezember 


Freitag, 
10. Dezember | 


Sonnabend, 
11. Dezember 


@.-V.: Heddernheimer Kupfer werk, Kalle 
& Co. Biebrich. — Schluss des Be- 
zugsrechts Baumwollspinnerei am Stadt- 
bach, Bezugsrechts Astien Allgemeine 
Gas- und Elektrizitäts-Gesellschaft Bre- 
men, Bezugsrechts Augsburger Kamm- 
garnspinnerei. 


@-V.: Neu- Westend A.-G. für Grund- 
stücksverwertung in Liq., Elektrizitäts- 
werk Berggeist, Rütgerswerke, Brauerei 
Gottlieb Büchner, Siegen-Solinger Guss- 
stahl - Aktien - Verein, Hallesche Ma- 
schinenfabrik und Eisengiesserei, Säch- 
sische Cartonnagen-Maschinen-A.-G. 


G. b. Sarotti Chokoladen- und Kakao- 
Industrie, Ver. Lausitzer Gaswerke 
Braunkohlenwerke Leonhardt, Malmedie 
Maschinenfabrik A.-G. für pharmazen- 
tische Bedarfsartikel Wenderoth. 

Ironage- Bericht — Bankausweise London. 
Paris. — Beichsbankausweis. — G.-V.: 
Lothringer Bergwerks- und Hütten- 
verein, Düsseldorfer Eisen- und Draht- 
industrie, Howaldtswerke Kiel, Schle- 
sische Textilwerke Methner & Frahne. 
Bachmann & Ladewig, Façoneisenwalz- 
werk Mannstädt, W. Hirsch A.-G. für 
Tatelglas. — Schluss des Bezugsrechts 
Maschinenfabrik Moenus. 


G.- V.: Landkraftwerk Leipzig, Rombacher 
Hüttenwerke, Creditanstalt für Industrie 
und Handel in Liq. Dresden. — Schluss 
des Bezugsrechts Rheinische Möbelstoff- 
fabrik Dahl & Huusche. 


Bankausweis New York. — @.-V.: Moritz 
Ribbert A.-G. Hohenlimburg, Tafel- 
und Salinglasfabrik Fürth, Maschinen- 
und Armaturenfabrik vorm. H. Breuer, 
Neue Dampfer- Compagnie Kiel Rück- 
forth. 


| 
| 


Schwankungen der Valutabewegung 


Verlosungen: 

1. Dezember: 4% Pfdbr. Dtsche. 
Hyp.-B. Meiningen 100 Tlr. (1871). 
3½ % Cöln-Mindener 100 Tir. (1871), 
Türkische 400 Fr. (1870), 4¾ % Stadt 
Neapel 150 Lire (1868), 3%, Credit 
Foncier Egypt. 250 Fr. (1911) 5. De- 
zember: 2/0 u. 3% Credit Foncier 
500 Fr. (1879, 1880, 1891, 1899, 1909), 
2% Stadt Paris 500 Fr. (1898), desgl. 
3% 300 Fr. (1912). 10. Dezember 
Antwerpen Stadt 100 Fr. (1903). 


immer kurz- 


fristiger und immer heftiger werden. Je heftiger diese 
Schwankungen sind, desto mehr werden unserem 


N fabriken, Rheinische Stahlwerke Duis- 
burg Meiderich, Gladbacher Textilwerke 
vorm. Schneiders & Irmen. 


Bankausweis New York. — @.-V.: Akt.-Ges. 
für Auilinfabrikation, Chem. Fabrik 
Griesheim-Elektron, Farbwerke vorn. 
Meister Lucius, Sloman Salpeterwerke, 
Holstenbank Neumünster. — Schluss des 
Bezugsrechts Feldmühle Papier- und 

| Zellstoffwerke. 


Sonnabend, 
4. Dezember 


1) Die Merktafel gibt dem Wertpapierbesitzer über alle für Ihn 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss. u. a. über 
Generalversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 
Liquidationstage und Losziehungen. Ferner Anden die Interessenten 
darın alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in 
den Zeitungen achten müssen. In Kursiv-Schrift sind diejenigen 
. gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht bestimmen 
assen. 


Wirtschaftsleben normale Kalkulationsgrundlagen ent- 
zogen und in desto weitere Zweige der Wirtschaft 
dringt das Moment der Spekulation als allein herr- 
schendes vor. 

Parallel mit dem Kurssturz am Devisenmarkt 
ging an der Börse eine heftige Erschütterung des 
Effektenmarktes. Einige Tage hindurch war die 
Neigung des Publikums, alle Werte wahllos auf den 
Markt zu werfen, beinahe ebenso groß wie in den 
vergangenen Wochen der Kaufandrang, der sich als 
„Flucht vor der Mark“ charakterisierte. Aber der 
Sturm der Verkaufsneigung hielt nicht sehr lange an. 
Es trat gerade am Effektenmarkt sehr schnell eine 
Besserung ein. Man darf wohl annehmen, daß das 
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darauf zurückzuführen ist, daß Kreise der Berufs- 
spekulation, aber auch gewisse Schichten des Publi- 
kums, schnell geneigt waren, die Kurssenkung aus- 
zunutzen, um das Durchschnittsniveau ihrer Effekten- 
bestände zu verbilligen. Bei manchem Verkäufer 
wird aber auch nach der im ersten Schreck vorge- 
nommenen Realisation die Frage aufgetaucht sein, 
was er denn nun mit dem Gelde anfangen soll, und 
er wird dabei zu dem Schluß gekommen sein, daß 
heute das Liegenlassen des baren Geldes ja keines- 
wegs eine Zurückziehung aus der Spekulation be- 
deutet, sondern daß es in vielleicht noch höherem 
Maße spekulativ ist, als die Anlage in Effekten. Es 
kam hinzu, daß neue Fusionen in der Montan- 
industrie das Interesse besonders für diesen Aktien- 


markt belegten, und daß auch die guten Industrie- 
abschlüsse, Rheinstahl und A.E.G. Anregungen 
beten. Denn die warnenden Worte, mit denen bei- 
spielsweise die Verwaltung der Rheinischen Stahl- 
werke ihren Abschluß begleitete, indem sie ihn „auf- 
gebläht wie eine Seifenblase“ nennt, machen auf 
das spekulierende Publikum viel weniger Eindruck 
als die Ziffern. Für den Besitzer von Aktien ist es 
ja auch auf jeden Fall angenehm, wenn die Erträg- 
nisse seiner Gesellschaft mit der allgemeinen Geld- 
aufblähung der Wirtschaft einigermaßen schritthalten, 
und solange ihm das Kursgewinne einträgt, trägt er 
die Sorge um den wirklichen Stand der Produktion, 
der hinter den aufgeblähten Ziffern steckt, wesentlich: 
leichter. Justus. 


Plutus-Archiv. 
eue Literatur der MVolkswirtfchaft und des Rechts. 


(Der Herausgeber des Plutus behält sich vor, die hier aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders ma 


besprechen. 


Vorläufig werden sie an dieser Stelle mit ausführlicher Inhaltsangabe registriert.) 


{Alle in dieser Rubrik erwähnten Bücher sind von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch reren 
Voreinsendung des Betrages oder gegen Nachnahme von der Sortiments-Abteilung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


Das neue deutsche Wirtschaftsrecht. Eine syste- 
matische Uebersicht über die Entwicklung des 
Privatrechts und der benachbarten Rechtsgebiete 
seit Ausbruch des Weltkrieges. Von Dr. Arthur 
Nussbaum, a-o. Prof. an der Universität Berlin. 


1 5 1920. Verlag von Julius Springer. Preis 
CHE 

Gesetzgebung. — Schuldnerschug. — Geld- und 
Kapitalverkehr. —- Sonstiger Güterumsatz, insbeson- 
dere Warenhandel. — Ausdehnung der öffentlichen 
Wirtschaft. Grundstücksrecht. Arbeitsrecht. — 
Verschiedenes. 


Vergangenheit und Zukunft der Löhnungsme- 
thoden in der deutschen Landwirtschaft. 5. Heft 
der Betriebswissenschaftlichen Vorträge aus dem 
Gebiete der Landwirtschaft. VonProf.Dr. Friedrich 
Aereboe, Pr. Landesökonomierat und Geh. Reg.- 
Rat. Berlin SW 11. 1920. Verlagsbuchhandlung 
Paul Parey, Verlag für Landwirtschaft, Gartenbau 
und Forstwesen, Hedemannstr.10u.11. Preis . 

Die Verbraucher als Träger der, Sozialwirtschaft. 
Von Ernst W. Fischer. Winnenden (Württem- 
berg) 1920 Zentralstelle zur Verbreitung guter 
deutscher Literatur. Preis #2 2.50. 

Kommunale Wirtschaftsämter. — Der Unfug der 
Höchstpreise. Zwangskonsumgenossenschaften 
statt Zwangswirtschaft. 

Die Seele des Geldes. Grundlagen und Ziele einer 
allgemeinen Geldtheorie. Von Karl Elster. 
jena 1920. Gustav Fischer Verlag. Preis At 38.—. 

Staatliche und wirtschaftliche Geldtheorie. — 
Das Geld und die Wirtschaft. — Das Geld und die 
Güter. — Das Geld im Staate; die Währung. — 
Das Geld im zwischenstaatlichen Zahlungsverkehr; 
die Valuta. — Grundlagen und Ziele. 

Der Konsument im Rätesystem. Die Interessen- 
vertretung der Verbraucher und ihre Einführung 
in die organisatorische Wirtschaft. Von Robert 
Schloesser. Nr. 6 der Schriftenreihe „Praktischer 
Sozialismus“, herausgegeben von Karl Korsch, 
Jena. Berlin-Fichtenau 1920. Verlag Gesellschaft 
und Erziehung G. m. b. H. Preis e 10.50. 

Das Wesen der Verbraucherinteressen. — Die 
Vertretung der Verbraucherinteressen. — Die Ver- 
braucherbewegung in der sozialisierten Volkswirt: 


schaft. — Die Selbstverwaltung der Wirtschaft. 

Der Staat „stirbt ab“. — Das Mitbestimmungsrecht 

der Verbraucher. — Verbraucher und Reichs- 

verfassung. — Die Organisation der Wirtschaftsräte 
und der Industrieräte. — Der Irrtum in der Paritäts- 
frage. Das Volksparlament eine Verbraucherver- 
tretung? — Die Verbraucherkammern. — Konsum- 
und Be e haften. — Die Hausfrauen- 
vereine. Die Arbeitsgemeinschaften. — Der Reichs- 
wirtschaftsrat. Die Aussenhandeisstellen. — Die 

Machtmittel der Verbraucher. 

Kommentar zur Vermögens- und Mehreinkommen- 
steuer 1919. II. Teil: Gesetz über das Reichsnot- 
opfer. Von Regierungsrat a. D. Ludwig Buck, 
Rechtsanwalt am Landgericht in Düsseldorf und 
Dr. Rudolf Lucas, Rechtsanwalt am Landgericht 
in Düsseldorf. Berlin und Leipzig 1920. Vereini- 
gung wissenschaftlicher Verleger Walter de Gruyter 
& Co. Preis c# 22.—. 

Die deutsch-französische Annäherung. Briefe an 
die Deutschen. Von Gustav Hervé. Mit einer 
Vorrede von W. Burtzeff. Berlin W 50 1920. 
Verlag „Gemeinsame Sache“, Geisbergstr. 24. 
Preis 2.— 

Die Neuordnung der deutschen Finanzwirtschaft 
und das neue Reichssteuersystem. Von Dr. 
Karl Brauer, Privatdozent für Nationalökonomie 
und Statistik an der Technischen Hochschule und 
Dozent an der Gehe Stiftung Dresden. 67. Heft 
der Finanz- und Volks wirtschaftlichen Zeitfragen, 
herausgegeben vom Geh. Rat Prof. Dr. Georg 
Schanz in Würzburg und Geh. Reg Rat Prof. Dr. 
Julius Wolf in Berlin. Stuttgart 1920. Verlag von 
Ferdinand Enke. Preis c, 10.—. 

Kanäle und Talsperren im mittleren Deutsch- 
land. Herausgegeben von der Wasserwirtschaft- 
lichen Vereinigung für das mittlere Deutschland. 
Braunschweig 1920. Verlag Georg Westermann 
in Braunschweig. Preis c# 9.— 

Kapitalertragssteuergesetz vom 29. März 1920 und 
Landessteuergesetz vom 30 März 1920 für das 
Deutsche Reich. Textausgabe mit kurzen An- 
ER und ausführlichem Sachregister. Her. 
ausgegeben vom Landesgerichtspräsidenten Karl 
Pannier. Nr. 6134 von Reclams Universal-Biblio- 
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thek. Leipzig. Druck und Verlag von Philipp 
Reclam jun. Preis geh. , 1,50, in Bibliothekband 
Has 

La France Commergsnte. Livre de lecture et d'étude 
destiné aux établissements d'enseignement com- 
mercial. Par Eugène Pariselle, Chargé de cours 
à l'Ecole des Hautes Etudes commerciales de Berlin. 
6. Band der Handelshochschul-Bibliothek, heraus- 
gegeben von Prof. Dr. Max Apt in Berlin. Leipzig 
1920. G. A. Gloeckner, Verlag für Handelswissen- 
schaft. Preis # 12,—. 

Die Bank im Dienste des Kaufmanns. Ein Weg- 
weiser für Geschäftsleute, Kapitalisten, Bankbe- 
amte und Studierende der Handelswissenschaft. Von 
Dr. h. c. Joh. Friedrich Schär, a. Rektor, Pro- 
fessor und Direktor des handelswissenschaftlichen 
Seminars an der Handelshochschule Berlin. Dritte 
neu bearbeitete und ergänzte Auflage. 2. Band der 
Handelshochschul-Bibliothek. Herausgegeben von 
Prof. Dr. Max Apt in Berlin. Leipzig 1920. G. A. 
Gloeckner, Verlag für Handelswissenschaft. Preis 
12, —. 

Die Bank und ihre Kundschaft. — Usancen und 
Normen im Kontokorrentverkehr. — Praktische An- 
wendung der Usancen und Normen im Kontokorrent- 
verkehr. Besondere Formen des Kontokorrentver- 
kehrs über Börsengeschäfte, 


Allgemeine Versicherungslehre. Von Prof. Dr. jur. 
Gerhard Wörner, Dozent der Versicherungs- 
wissenschaft an der Handelshochschule in Leipzig. 
Dritte, erweiterte und verbesserte Auflage. 18. Band 
der Handelshochschul - Bibliothek, herausgegeben 
von Prof. Dr. Max Apt in Berlin. Leipzig 1920. 
G. A. Gloeckner, Verlag für Handelswissenschaft. 
Preis 46 16,—. 


Grundbegriffe. — Elemente der Versicherungs- 
rechnung. — Versicherungsbetriebsführung. — Ver: 
sicherungsrecht. — Versicherungswirtschaft. — Ver- 


sicherungsethik. — Technik der Schadenmeidung und 

Schadenunterdrückung. —- Versicherungsmedizin. — 

Versicherungsliteratur. 

Der Staats- und Gemeindebürger. Eine Bürger- 
kunde auf geschichtlicher, wirtschaftlicher, recht- 
licher und politischer Grundlage. Von Alexander 
Doerr, Direktor der Höheren Handelsschule und 
Leiter der Handelshochschulkurse in Elberfeld. 
Leipzig 1920. G. A. Gloeckner, Verlag für Handels- 
wissenschaft. Preis # 6.—. 

Der Staat im allgemeinen. — Deutschland. — 
Die Entstehung des Deutschen Reiches. — Der Auf: 
bau des Reiches. Die wirtschaftliche Entwicklung 
des Deutschen Reiches. Regierung und Verwaltung 
des Reiches. — Recht und Rechtsprechung. — Das 
deutsche Bildungswesen. — Heer und Marine. — 
Die Kolonialfrage. Die Frau in Wirtschaft und 
Staat. 

Commercial Synonyms. Kleine englische Handels- 
synonymik von Ernst Brandenburg, Lektor des 
Englischen an der Handelshochschule Berlin. Leipzig 
1919. G. A. Gloeckner, Verlag für Handelswissen- 
schaft. Preis e, 6.—. 

Synonyma. — Exercise. — List of Words. 


Correspondance commerciale des langues frangaise 
et allemande. Deux Volumes Frangais-Allemand, 
Vingt-Sixieme Edition entièrement revue et 
augmentee par Bitterling et Jansen, Professeurs 
à lEcole de commerce à Hannovre. II, 
von Gloeckners Taschenbüchern der Handels- 


korrespondenz. Leipzig 1920. G. A. Gloeckner, 
Verlag für Handels wissenschaft. Preis o% 12.—. 
Demandes et offres. Lettres relatives à des 


offres refusèes et contreoffres. Ordres. — Con- 
firmations de commandes. — Refus et annulation de 


Verantwortlich für den redaktionellen Teil Fritz Nap itali- Berlin. 


commandes. — Ordres ct leur ex&cution. — Lettres 
relatives à des réclamations. — Remises et paiements. 
— Accuses de réception. — Informations et renseig- 
nements. — Lettres relatives ä des comptes courants. 

- Correspondance en affaires de change. -— Lettres 
au sujet de délai de paiement. — Consignations et 
ventes en commission. — Des lettres entre armateurs 
et courtiers maritimes. — Correspondance avec des 
agents. — Faillites. — Lettres de recommandation et 
lettres de crédit. — Demandes de place. Circulaires. 
— Avis sur l'état du marché. — Modèles et Formules. 


Stunden der Beschaulichkeit. Von Edgar Herbst. 
Erscheinen in zwangloser Folge. Wien X/I-Leipzig, 
Anzengruber -Verlag, Brüder Suschitzky. Preis 
Kr 1.—, 440.50. 2. Heft (April 1920): Wissen oder 
Wunderglaube? 


Das Wechselrecht. Nach der deutschen Wechsel- 
ordnung. Von Oberlandesgerichtsrat Geh. Justiz- 
ratDr Graven, Dozent an der Handelshochschule 
zu Köln. 36.Band von Gloeckners Handels-Bücherei, 
herausgegeben von Oberlehrer Adolf Ziegler, 
Leipzig 1918. G. A Gloeckner, Verlag für Handels- 
wissenschaft. Preis c. 3.—, zuzüglich 66 ?/s % 
Teuerungszuschlag. 

Grundbegriffe. Geschichte des Wechsels. 
Die Wechselgesetzgebung. Die Literatur des 
Wechselrechts. Die wirtschaftliche Bedeutung des 
Wechsels. Die Wechselverpflichtung. — Die Wechsel. 
fähigkeit. -— Die Erfordernisse des Wechsels. — 
Unabhängigkeit der Wechselakte von einander. — Die 
Ausstellung. — Die Annahme. — Das Indossament. 
— Besondere Fälle des Indossaments — Der Aval 
(Wechselbürgschaft). — Die Zahlung. — Der Regress. 
— Rückgriff. Intervention. — lEhreneintritt. — 
Vervielfältigung eines Wechsels. Abhanden ge- 
kommene Wechsel. — Wechselverjährung. — Das 
Klagerecht des Wechseigläubigers. -— Protest. — 
Wechselstempel. 


Der unlautere Wettbewerb. Von Johannes 
Neuberg, Geh. Regierungsrat in Berlin-Steglitz. 
46. Band von Gloeckners Handels-Bücherei, heraus- 
8 8 von Oberlehrer Adolf Ziegler, Leipzig 1919 

A. Gloeckner, Verlag für Handels wissenschaft. 
Preis o% 3.—, zuzüglich 662% % Teuerungszuschlag. 
Die Generalklausel — Landwirtschaft Reklame. 

— Zivilrecht. — Die strafrechtlichen Folgen der 

unlauteren Reklame. — Einschränkungen und Er- 

weiterungen des Verbots der Reklame — Verkauf 
von Waren aus einer Konkursmasse. Der Aus- 
verkauf. — Quantitäts- und Herkunftsverschleierungen. 

— Das Schmiergelderunwesen. — Anspruch auf Unter- 

lassung und Schadenersatz. — Kreditschädigung. — 

Ueble Nachrede. — Strafrecht. — Benutzung von 

Namen usw. — Mitteilung von Geschäftsgeheimnissen. 

— Schutz der Vorlagen. — Zivilrechtliche Folgen aus 

SS 17/18. — Anhang zu den Straftaten der SS 17/18. 

Verjährung. — Art der Strafverfolgung. -— Bekannt 

machung. — Gerichtsstand. — BeH Ver- 

fügungen. — Die Busse. — Zuständigkeit der Land: 
gerichte. — Schutz der Ausländer. 


Der Geschäftsreisende. Von Albert Walter. 
45. Band von Gloeckners Handels-Bücherei, her- 
ausgegeben von Oberlehrer Adolf Ziegler. 
Leipzig 1919. G. A. Gloeckner, Verlag für Handels- 
wissenschaft. Preis # 3.—, zuzüglich 66% % Teue- 
rungszuschlag. 5 

Der Geschäftsreisende im Wirtschaftsleben. 

Vorbedingungen für den Beruf des Geschäftsreisenden. 


— Vorbereitungen zur Geschäftsreise. — Auf der 
Reise. — Der Reisende bei der Kundschaft. — Der 
Verkehr des Reisenden mit seinem Hause. — Der 
Reisende in Gesetz und Rechtsprechung. — Berufs- 


organisationen der Geschäftsreisenden. 


Anzeigen des Plutus. 


Vereinigte Stahlwerke van der Zypen und Wissener Eisenhütten en Gesellscali. | 


Aktiva. Bilanz tür das Geschäftsjahr 1919/20. Aufgestellt am 30. Juni 1920. 


BATESREREE SyS .. Ü—ꝙ½eF e .... 
A wW A WM A À M A “A IN A lA 
I. Immobilien- ung | Uebertrag — — —  j— 21345 118|83 
Anlage-Konto. | III. Kassenbestand | 589 824/35 
1. Graben und Konzessionen: i IV.Effektenbestand 
Besıand 1. Juli 1919 873 77487 i und Beteiligungen 39 920 406034 
Zugang 392 905120 ö | V. Debitoren: | 
1 266 680107 | | OR Ebeg bei Bank- | et 
nen 5 äus ern 
C b) Sonstige Debitoren | 51 799 653)69]77 923 14210 
2. Hochöfen in Wissen: VI. Aval-Konto | 5 794 79405 
Bestand 1. Juli 1919 2 530 650/94 Summa Aktiva| — — — —139778491ʃ%62 
Zugang . . 8s 802155 | — i 
3 119 453|49 | Passiva. a N A I$ 
Abschreibungen 834 498/07 | è Stammaktien 27 000 000 
š 2281 87 I. Aktienkapital Vorzugsaktien] 6 000 000 483 000 00 E 
Abgang 8 31046] 2 276 644196 II. Obligationen 1 620 400 
3. Hochöfen in Au: 2 z III. Onligations-Zinsen-Kto.. 33 480 — 
Bestand T. Juli 1919 3 IV. Dividenden-Konto 43 3201— 
i V. Hochofen - Erneuerungs- 
4. Stahlwerke Röln-Deutz: | e OA r 460 17606 
Besand . Juli 19191) 1990 326104 | VI. Konto-Reservefonds . . 15 491 645|96 
BER: | 19223135 | VII. Tulonstener-Konto . . . 40 500 — 
2 787 55739 VIII. Arbeiter wohn. Fürsorge 1 000 000 — 
Abschreibungen] 679 54479 2 108 012 60 IX. Beamten-Ponsionsfonds . 921 601111 
5. Eisenbahnen und Wege: X. Siftung Eugen van der 
a) Gruben- u. Hütten- Ae 81 603166 
bahnen Wissen | 1— XI. Konto für Wiedereinstel- 
b) Hüttenbahn Au . 1 | lung der Betriebe auf 
c) Eisenbahnen und Friedensarbeit 1 500 000 — 
Wege Köln - Deutz: ! XII. Kreditoren: 67 397 273065 
Bestand 1. Juli 1919] 120 7907 XIII. kriessfürsorge f. Werks- 
Abschreibungen | 120 78976 1— | angehörige 1478 5508 
d) Bahnanschluss Hai- a get XIV. Kouto Erneuerungsfonds 
ger: Zugang 34 080 — für Werksanlagen 350 000— 
Abschreibungen 34079 — — | XV. Konto Errichtung eines | 
k aa Ne neuen Verwaltungsgebäu- | 
A late, Gründe: | | | . 200 000 — 
a) in Wissen: | | XVI. Aval- Konto 579479405 | 
ne Juli 1919| 216 157/68 | U. 8 Verlust-Konto eh, | 
: è bix | ewinnsaldo: Reingewinn 1919/20 |15 224 056,54 
F | Vortrag aus 1918/19 | 985 885 616 159 0400 
Bestand 1. Juli 1919 3 287 667 4 | j Summa Passiva | — 413977849102 
3 539 82787 Gewinn- und Verlust-Konto für 1919/20. 
Zugang 17432 — i | Soll. Aufgestellt am 30. Juni 1920. Haben 
3 557 259187 ö | r Aam Pie eee 
d) in Haiger: l | A 10 , _ 1% 
Zugang [ 1340001 ; | Au Abschreibun- Für Vortrag aus N 
3691 259|87 A gen. . .[ 5397 114/82 voriger Rech- 
Abschreibungen: | | An Gewinnsaldo 16 159 940120 | nung. 935 883]66 
Wissen , 11966.57 j | Für Gewinn aus 
Au d 3950.19 i | dem Geschäfts- 
Deutz „1500 000.— 1515 91676 2 175 343ʃ11 | | | betrieb. 20 621 171036 
1. Wohngebäude : j Summa bu: |21 557 055j02 Summa Haben |21 557 055/02 
Beamten-, Meister- n. | Laut Beschluss der Generalversemmlung vom 6. November 1920 
Arbeiterwohnungen erhalten die Aktionäre für das abgelaufene Geschäftsjahr 1919/20 
in Köln-Deutz a) auf die Vorzugsaktien eine Dividende von 6% für 


Bestand 1. Juli 1919] 276 644 97 | | 
Abschreibungen 55 328 


J. Weißblechanlage und Rolonie 
Wissen : 


b) auf die Sammaktien eine Dividende von 30%, welche 
= zu a) mit M. 30.—, zu b) mit M. 300.— für jede Aktie 
; von heute ab bei 

dem A. Schaaffhausen'schen Bankverein A.-G. in Köln, 
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or 
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Bestand 1. Juli 1 £ 82 
es 2 8 ou En 520 Rn | Düsseldorf und den übrigen Niederlassungen, 
a = = | dem Bankhause Deichmann & Co, in Köln, 
3 p 2 2 dem Bankhause A. Levy in Köln 
Abschreibungen 1536 4⁰⁰ 10.3944 223095 10 471 670 32 der Direction der Disconto-Gesellschaft in Berlin, Essen- 


II. Magazinbestände: Ruhr und den übri i 
99 9 gen Niederlassungen, 
Sn | l dem Bankhause Wiener, Levy & Co. in Berlin, 
fabrikate und fertige | gegen Einreichung der für das Geschäftsjahr 1919/20 fälligen 
ei: i | Dividendenscheine erhoben werden kann. 

| 110873448 51 Köln-Deutz, den 6. November 1920. 


materlalien 2 —— a 
—121 345 118 83 Der Vorstand. [2316 


Uebertrag | — - — 


II 


|Commerz- und Privat-Bank 


Tompelhofer feld Aktien- u. 
Kür Ondotik verwering 


Bilanz per 30. Juni 1920 


Aktiengesellschaft 


Nachdem die Fusion der Commerz- und Disconto-Bank 
mit der Mitteldeutschen Privat-Bank, Aktiengesellschaft, und 
unsere Firmenänderung in Commerz- und Privat-Bank Aktien- 
gesellschaft in das Handelsregister eingetragen ist, fordern wir 
hiermit die Aktionäre der Mitteldeutschen Privat-Bank, Aktien- 
gesellschaft auf, ihre Aktien nebst Gewinnanteilscheinen für 
1920 u. ff., sowie Erneuerungsscheinen zum Umtausch in Aktien 


Aktiva unserer Gesellschaft mit Nummernverzeichnis in doppelter Aus- 
z a Ae 0 fertigung, unter Benutzung der bei den Umtauschstellen erhäl!- 
M A chen Formulare, einzureich 
An noch nicht eingezahlte 75% auf > S ee l ee o p 8 
= d 7 1 uf jede Aklie der Mitteldeutschen Privat-Bank, Aktien- 
M. 10000000 Aktien Lit. B. | 7 500 000 — ; 5 ; a e : 7 
gesellschaft mit Gewinnanteilschein für 1920 u. ff. wird eine 
Kasse und Bankguthaben. 821 66490 Akti x : y R 
* 8 = | tie der Commerz- und Privat-Bank Aktiengesellschaft mit 
„ Grundstücksverwertungs-Konto | 3 > A É sr 
2 5 Gewinnanteilschein für 1920 u. ff., sowie Erneuerungsschein im 
Saldo am 30. Juni 1919 8 575 926042 Neben i ihrt. 
ee gleichen Nennwert gewähr 
4 Aktien, welche nicht spätestens bis zum 28. Februar 1921 
Strassenanlagekosten und š word er en ea Pe d 
sonstige Ausgaben. 375 278 44 8 951 20486 eingereic t wor en sin wer‘ en für kra tlos erklärt wer en. 
w = k Die auf die für kraftlos erklärten Aktien entfallenden Aktien 
„ Mobilien-Konto . . . . a. | 1 — unserer Gesellschaft werden gemäss § 290 H. G. B., Abs. 3, 
„ Hypotheken-Debitoren: verkauft und der Erlös zur Verfügung der Beteiligten gestellt. 
Restkaufgelder 1084 500 — x ; Die Verwertung von etwa vorhandenen Spitzen werden die 
Baugelder . 1526 700— 2 611 200|— [ Umtauschstellen, sei es durch Verkauf überschiessender Spitzen, 
E Debiloreni -ies oma a 1195 047|82 | oder Hinzukauf des fehlenden Betrages unter Zugrundelegung 
2107911658 | des an der Berliner Börse zuletzt notierten Kurses, vermitteln. 
Dassiva Als Umtauschstellen dienen: unsere sämtlichen Nieder- 
— — — G—eũ . B lJassungen: ausserdem 
3 } Mo ja J fi in Aschersleben: die Ascherslebener Bank Gersom, 
Per Aktien-Kapital: Kohen & Co., Kommanditgesellschaft; 
Aktien Lit. A. . 10 09 900. 901909850 in Cassel: der Hessische Bankverein Aktlen- 
> n . u a FE gesellschaft; 
„ Reservefonds 48 293]31 Jin Chemnitz: unsere dortige Niederlassung, 
„ Kreditoren 971070 sowie der Chemnitzer Bankverein; 
Gewinn- und Verlust- Konto: i in Cöln a. Rh.: unsere dortige Niederlassung 
Vortrag aus 1918/19 917 57100 und die Firma J. H. Stein; 
Gewinn des Geschäftsjahres | in Dresden: unsere dortige Niederlassung 
%% % ra 16 145147| 933 717137 und der Chemnitzer Bankverein; 
—$T079 118158 | in Falkenstein: die Vogtländische Credit-Anstalt; 
in Frankfurta.M.: unsere dortige Niederlassung und 


Gewinn- und Verlust-Konto 


die Firma J. Dreyfus & Co.; 


Debet in Gera (Reuss): die Firma Gebr. Oberlaender; 
-= — — — — — — in Löbau: die Löbauer Bank; 
l A Ia # in München: unsere dortige Niederlassung, 
An Unkosten-Konto ; | 144 243005 die Bayerische Vereinsbank und 
» Konto für Steuern 5 226488 die Firma Alfred Lerchenthal; 
„ Bilanz-Konto: | in Weimar; die Thüringische Landesbank Aktiens 
Vortrag aus 1918/19 917 571/90 | gesellschaft. 
Gewinn des Geschäftsjahres Gleichzeitig fordern wir die Aktionäre unserer 
1919/20 933 717/37 | Gesellschaft auf, die Aktienmäntel der Commerz- 


e —2 37 
7580225 30 


und Disconto-Bank Aktien, soweit dies noch nicht 


Kredit geschehen ist, zwecks Vermerkes der Firmenänderung 
7 i durch Aufdruck bei den genannten Stellen einzureichen. 
u K A Hamburg, 
Per Vortrag : 917 571|90 berlin, im November 1920. 
„ Zinsen- und pachteinnabmen z l 162 653040 s 2 
Seen Commerz- und Privat-Bank 


Die von mir geprüften Bücher der Gesellschaft habe ich 
in Ordnung befunden. Die Abschlussziffern stimmen mit der 
Bilanz sowie der Gewinn- und Verlustrechnung per 30. Juni 1920 
überein. 

Berlın, 


im Oktober 1920. (2315) 


Dr. J. Berne. 
Berlin-Tempelhof, im Oktober 1920. 


Tempelier fold Aria rbeselochat 
für EUndbtÄchSverwertung 


Georg Haberisnd 


Aktiengesellschaft 


Der Vorstand. 2319 


Louis David, Bankgeschäft, 


Bonn a. Rhein, Bahnhofstrasse 3. 


An- und Verkauf von Wertpapieren, Kuxen und a 
Obligationen des Kohlen-, Kali- und Erzmarktes. = 


Verantwortlich für den Inseratenteil C. Pönicke, Südende. 


Druck von Pass & uarleb G. m. b. H., Berlin W57, Bülowstr. 66. 


